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1 Grundlagen

1.1 Vorbemerkung

Das bundesweite Lagebild „Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte“ ist an die

politischen Verantwortungsträger und die Polizeiführungen der Landes- und Bundesbehörden

gerichtet. Es liefert Informationen

- zur bundesweiten Verteilung von Straftaten gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und

-beamte,

- zum räumlichen und dienstlichen Kontext, in dem diese Straftaten stattgefunden haben,

- zu Opfern und den von diesen zu tragenden Folgen sowie

- zu Tatverdächtigen

im Zusammenhang mit Gewaltdelikten gegen Polizeibeamtinnen und -beamte.

Das Lagebild soll die polizeilichen und politischen Entscheidungsträger in die Lage versetzen,

das Ausmaß des Phänomens „Gewalt gegen Polizeibeamte“ zu erkennen und zeitgerecht auf

einer belastbaren und aussagekräftigen Basis Erfordernisse, insbesondere in den Bereichen

Führung, Einsatztaktik, Personal, Aus- und Fortbildung, Ausstattung, Recht und Prävention, zu

treffen. Insoweit soll es einen Beitrag zur lageangepassten Schwerpunktsetzung sowie zu

Handlungs- und Ressourcenentscheidungen leisten.

Die Aussagen zu Formen und Ausprägungen von Gewalt basieren auf den statistischen

Zulieferungen der Landeskriminalämter und der Bundespolizei zu den im Jahr 2011

abgeschlossenen polizeilichen Ermittlungsverfahren zu Fällen der Gewalt gegen

Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte (PVB). Die Ergebnisse der Forschungsberichte1 des

Kriminologischen Forschungsinstituts Niedersachsen (KfN) zur „Gewalt gegen Polizeibeamte“

wurden neben dem ersten bundesweiten Lagebild aus dem zweiten Halbjahr 2010 sowie den

vorhandenen Lagebildern in den einzelnen Bundesländern ergänzend einbezogen. Zudem

wurden entsprechende Daten aus der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) hinzugezogen. Bei

1 K. Ellrich, C. Pfeiffer, D. Baier: Zwischenbericht Nr. 1 (2010a): Gewalt gegen Polizeibeamte - Begleittext zu „7 Thesen zur
Gewalt gegen Polizeibeamte. Erste Ergebnisse einer Polizeibefragung in den Bundesländern Berlin, Brandenburg, Bremen,
Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland- Pfalz, Sachsen-Anhalt, Saarland, Schleswig-Holstein und Thüringen“;
Zwischenbericht Nr. 2 (2010b): Gewalt gegen Polizeibeamte - Ausgewählte Befunde zu den Tätern der Gewalt; Forschungsbe-
richt Nr. 3 (2011): Gewalt gegen Polizeibeamte - Befunde zu Einsatzbeamten, Situationsmerkmalen und Folgen von Gewalt-
übergriffen, URL: http://www.kfn.de/Forschungsbereiche_und_Projekte/Polizeiforschung/Gewalt_gegen_Polizeibeamte.htm,
Stand: 01.07.2012.
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dieser Betrachtung und Bewertung ist zu beachten, dass unterschiedliche Zählweisen – echte

Tatverdächtige bei der PKS, nicht-echte Tatverdächtige bei den Länderzulieferungen zum

Lagebild – einen unmittelbaren Vergleich beider Statistiken verbieten.

1.2 Ausgangslage

Die Entwicklung der Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte unterliegt seit jeher dem

besonderen Augenmerk der Polizeibehörden und Innenministerien und wird auch in der

Gesellschaft aufmerksam verfolgt. Bereits im Jahr 2000 wurden acht Polizeibeamtinnen und -

beamte im Dienst durch Gewaltanwendung getötet. Erneut gelangte das Thema in den Jahren

2008/2009, als eine wachsende Zahl von Beamten im Dienst in Heiligendamm und bei den

Krawallen zum 1. Mai verletzt wurden, in die mediale Berichterstattung und öffentliche

Aufmerksamkeit.

Auf der 188. IMK-Sitzung im Dezember 2009 befassten sich die Innenminister des Bundes und

der Länder mit dieser Thematik und unterstrichen die Notwendigkeit eines zunächst

einmaligen, bundesweit einheitlichen Lagebilds, um das Ausmaß und die Umstände des

Phänomens auf breiter Ebene besser analysieren und auf dieser Grundlage

Bekämpfungsstrategien fortentwickeln zu können.

Der AK II beauftragte daraufhin den UA FEK, gemeinsam mit der AG Kripo, ein

Umsetzungskonzept für ein bundesweit einheitliches Lagebild „Gewalt gegen

Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte“ zu entwickeln (UM vom 18.11.2009). Zur Erledigung

dieses Auftrages wurde auf der 43. Sitzung des UA FEK (11.01.2010) die Bund-Länder-

Projektgruppe (BLPG) „Gewalt gegen Polizeibeamte – Lagebilderstellung“ unter Federführung

des Landes Berlin eingerichtet. Neben der Erstellung des „vorläufigen Lagebilds für das zweite

Halbjahr 2010“ und der Erarbeitung des abschließenden „Erhebungsrasters 2011“ beschloss die

BLPG, die Federführung für das bundesweite Lagebild 2011 dem BKA zu übertragen.

Auf der 192. IMK-Sitzung (TOP 25.2) vom 21./22.06.2011 in Frankfurt wurde der AK II

beauftragt, dass bundesweite Lagebild „Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und –beamte“ für das

Jahr 2011 nach einheitlichen Standards fortzuschreiben. Mit der 232. (Sonder-)Sitzung des AK

II (TOP 4) am 23.11.2011 und dem Schreiben des AK II-Vorsitzenden vom 28.11.2011 wurde

das BKA gebeten, das Lagebild unter Berücksichtigung der Vereinbarungen zur „nicht-echten“

Tatverdächtigenzählweise und der Verwendung des „Erhebungsrasters 2011“ zu erstellen.

Spätestens zur Herbstsitzung 2012 sollte das Lagebild durch die länderoffene Arbeitsgruppe
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„Gewalt gegen Polizeibeamte, Feuerwehrleute und Rettungskräfte“ (LoAG) dem AK II

vorgelegt werden.
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2 Methodik

2.1 Umfang der Daten

Gemäß den Vorgaben der BLPG „Gewalt gegen Polizeibeamte – Lagebilderstellung“ umfasste

die Erhebung folgende Angaben:

- Fall (Anzahl der Fälle, Art des Polizeieinsatzes, Tatörtlichkeit, Tatmittel, Modus

Operandi, Tatbegehung aus einer Gruppe, entgegengebrachte Zwangsmittel),

- Tatverdächtige (Alter, Geschlecht, Einfluss berauschender Mittel, deutsche/nichtdeutsche

Nationalität) und

- geschädigten Polizeibeamtinnen und -beamte (Geschlecht, Grad der Verletzung gemäß

Merkblatt des Statistischen Bundesamtes zur Erhebung von Unfallmerkmalen der bun-

deseinheitlichen Verkehrsunfallanzeige, Funktionsbereich).

Diese Informationen wurden bundesweit für folgende versuchte und vollendete Straftaten

entsprechend des Erhebungsrasters erhoben, sofern durch sie mindestens ein Polizeibeamtinnen

und -beamter in Ausübung seines Dienstes geschädigt wurde:

- Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte (§113 StGB)2,

- (vorsätzlich leichte) Körperverletzung (§223 StGB),

- gefährliche Körperverletzung (§224 StGB),

- schwere Körperverletzung (§226 StGB),

- Körperverletzung mit Todesfolge (§§227, 231 StGB),

- Totschlag (§212 StGB),

- Mord (§211 StGB),

- Nötigung (§240 StGB),

- Bedrohung (§241 StGB),

- Freiheitsberaubung (§239 StGB),

- Raubdelikte (§§249-252, 255, 316a StGB),

- Landfriedensbruch (§125 StGB),

2 Im Folgenden wird von Widerstand gegen Polizei(vollzugs)beamte gesprochen, da lediglich diese Personengruppe Gegens-
tand des Lagebilds ist.
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- besonders schwerer Landfriedensbruch (§125a StGB),

- Gefangenenbefreiung (§120 StGB),

- Gefangenenmeuterei (§121 StGB).

Ergänzend wurde die Anzahl der Kalendertage der Dienstunfähigkeit von Polizeivollgsbeamten

in Folge von Gewalttätigkeiten über die Polizeiverwaltungen der Verbände bzw. der

Geschäftsstatistiken erhoben.

Weitere Einzelheiten können dem Erhebungsraster entnommen werden.

2.2 Rahmenbedingungen der Datenerhebung

Grundlage für diesen Bericht bilden die statistischen Zulieferungen der aggregierten Daten

entsprechend dem „Erhebungsraster 2011“ durch die Länder und die Bundespolizei für den

Zeitraum 01.01.2011 bis 31.12.2011.3 Je nach Bundesland wurden die Daten mittels

Vorgangsbearbeitungssystemen, landesspezifischen Sondermeldediensten oder separaten

Erfassungen in Excel-Abbildungen ausgewertet.

Die Erfassung der Daten erfolgte nach Abschluss der Ermittlungen vor Abgabe der Akten an

die Staatsanwaltschaft (Ausgangsstatistik), also unabhängig vom Vorgangseingang oder

Tatzeitpunkt.

Für die Fallzählung fanden die Richtlinien für die Führung der PKS Anwendung. Dies

bedeutet, dass bei mehreren in Tateinheit oder natürlicher Handlungseinheit verübten

Gesetzesverstößen nur die Straftat erfasst wurde, für die die nach Art und Maß schwerste Strafe

angedroht wurde.4

Auch die Zählung der geschädigten Polizeibeamtinnen und -beamten orientierte sich an der

Opferzählung der PKS, d. h. es wurde ebenfalls keine „echte Opferzählung“ vorgenommen.

Somit wurden Polizisten, die innerhalb des Erhebungszeitraums mehrfach Opfer von

Übergriffen wurden, mehrfach gezählt (Überzählung).

Die Zählung der Tatverdächtigen erfolgte – abweichend von der PKS –nicht als „echte

Tatverdächtigenzählung“, so dass Personen, welche im Jahr 2011 mehrmals wegen Übergriffen

3 Hierbei kann es sich auch um Fälle handeln, bei denen die Tatzeit vor dem 1.1.2011 lag. Fälle mit Tatzeit zwischen dem
1.1.2011 und 31.12.2011 wurden außerdem nicht erfasst, wenn die Ermittlungen nicht bis 31.12. 2011 abgeschlossen wurden.
4 Dies hat die Konsequenz, dass z. B. Fälle der Körperverletzung eines Polizeibeamtinnen und -beamten nicht in die Zahlen zur
Kategorie „Körperverletzung“ eingingen, wenn sie in Tateinheit mit einem besonders schweren Landfriedensbruch erfolgten.
Die Registrierung erfolgte hierunter in den Fällen, da das letztgenannte Delikt der höheren Strafandrohung unterliegt.
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auf Polizeibeamtinnen und -beamte in Erscheinung getreten sind, auch in der

Tatverdächtigenstatistik mehrfach gezählt wurden (Überzählung).

Die Anzahl der Kalendertage der Dienstunfähigkeit von Polizeibeamtinnen und -beamten

wurde auf Grundlage von Statistiken der Personalverwaltungen kumuliert angeliefert.5

Übergriffe auf Polizeibeamtinnen und -beamte der Bundespolizei wurden von den

endbearbeitenden Dienststellen gemeldet, wobei es sich häufig um die Landespolizei des

jeweiligen Tatortes handelte. Diese Fälle sind in den entsprechenden Landesdarstellungen

enthalten. Da aber auch Fälle von der Bundespolizei selbst endbearbeitet wurden, wurden diese

in der gesonderten Abbildung der Bundespolizei dargestellt und konnten aufgrund der

bundesweiten Zuständigkeit keinem einzelnen Land zugeordnet werden. Es handelte sich um

insgesamt 1.042 Fälle und damit um 13,3 % aller Fälle des Lagebilds.

3 Zur Qualitätssicherung der zugelieferten Lagedaten wurden Abstim-

mungsgespräche mit den Ländern und der Bundespolizei geführt. In den

Fällen, in denen auch nach Bereinigungen von Verfahrens- und Datende-

fiziten weiterhin Inkonsistenzen auftraten, wird im vorliegenden Lagebild

hingewiesen.

5 Die BLPG hat beschlossen, keine fall-/deliktsbezogene Auswertung durchzuführen. Neben datenschutzrechtlichen Bedenken
lagen die Gründe in der Problematik der Erfassung von Krankentagen bei Arbeitsunfähigkeit, die zum Abschluss des Verfah-
rens, zum Abschluss der statistischen Erhebung oder zum Jahresabschluss noch nicht beendet waren oder aber erst später als
Folge der Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte eintraten bzw. Arbeitsunfähigkeit aus gleichem Grund später erneut
eintrat, nicht durchzuführen.
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Fallaufkommen

3.1 Straftaten und deren regionale Verteilung im Überblick

Im Lagebild wurden im Jahr 2011 bei der Polizei der Länder sowie der Bundespolizei in der

Summe 27.850 Fälle von Gewalt bzw. Straftaten gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und

-beamte erfasst.

Bei den gegen Polizeibeamtinnen und -beamte gerichteten Straftaten nimmt der Widerstand

gegen Polizeibeamtinnen und -beamte mit 17.170 Fällen bzw. mehr als 60,0 % den

Spitzenplatz ein, gefolgt von den (vorsätzlichen leichten) Körperverletzungen mit insgesamt

22,2 % und den gefährlichen Körperverletzungen mit 6,0 %. An vierter Stelle rangieren

Bedrohungen mit 1.230 Fällen bzw. 4,4 %. Einen deutlich geringeren Anteil haben

Raubdelikte, Mord, Totschlag, schwere Körperverletzung, Freiheitsberaubung und

Gefangenenmeuterei (s. T1.a). Bei den in 2011 gemeldeten Tötungsdelikten (Mord und

Totschlag) handelte es sich durchgehend um Versuche (siehe G1).6

Fallaufkommen nach Delikten

T1.a

Anzahl Anteil (%)

Widerstand gegen Polizeibeamte 17.177 61,7

(vorsätzlich leichte) Körperverletzung 6.184 22,2

gefährliche Körperverletzung 1.664 6,0

schwere Körperverletzung 9 0,0

Körperverletzung mit Todesfolge 0 0,0

Totschlag 25 0,1

Mord 10 0,0

Nötigung 404 1,5

Bedrohung 1.230 4,4

Freiheitsberaubung 4 0,0

Raub 37 0,1

Landfriedensbruch 554 2,0

schwerer Landfriedensbruch 204 0,7

Gefangenenbefreiung 345 1,2

Gefangenenmeuterei 3 0,0

Insgesamt 27.850 100

erfasste FälleDelikte

(inkl. Versuche)

6 Die Ermittlungen zum Tötungsdelikt an einem Polizeibeamten in Augsburg (28.10.2011) wurden im Berichtsjahr 2011 nicht
abgeschlossen, so dass der Fall im Lagebild nicht erfasst wurde.
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Von den in 2011 insgesamt erfassten 27.850 Fällen nehmen die Versuche mit 3.655 einen

Anteil von 13,1 % ein. Abbildung G1 zeigt die Verteilung der vollendeten und versuchten Fälle

deliktsbezogen:

Gegen PVB gerichtete Delikte

(27.850 = 100%)
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G1

Aufgrund von 0 Fällen bei Körperverletzungen mit Todesfolge wurde von einer Aufschlüsselung abgesehen.

Länder- und Bundespolizeiverteilung

Die meisten Gewaltdelikte gegen Polizeibeamtinnen und -beamte wurden in den

Bundesländern Nordrhein-Westfalen (4.572), Bayern (4.116), Berlin (4.063) und

Niedersachsen (3218) verübt. Gemessen an der Einwohnerzahl verzeichnen die Stadtstaaten

Berlin, Bremen und Hamburg die höchsten Belastungen, während die Beamten in Hessen am

wenigsten von Gewalttaten betroffen waren. Die in der Bundesrepublik registrierten 27.850

Straftaten gegen Polizeibeamtinnen und -beamte entsprechen 34 Fällen pro 100.000 Einwohner

(Häufigkeitszahl).
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Abbildung T1.b und K1 geben einen Überblick über die regionale Verteilung der

Fallaufkommen und der Häufigkeitszahlen.

Bundesweite Verteilung der Fall- und Häufigkeitszahlen für versuchte und vollendete

Gewaltdelikte an Polizeibeamtinnen und -beamte

T1.b

Anzahl
davon

Versuche (%)

Baden-Württemberg 10.753.880 13,2 2.719 13,4 25

Bayern 12.538.696 15,3 4.116 28,4 33

Berlin 3.460.725 4,2 4.063 16,7 117

Brandenburg 2.503.273 3,1 589 14,8 24

Bremen 660.706 0,8 401 6,7 61

Hamburg 1.786.448 2,2 1.033 25,4 58

Hessen** 6.067.021 7,4 (705) (9,5) (12)

Mecklenburg-Vorpommern 1.642.327 2,0 554 6,7 34

Niedersachsen 7.918.293 9,7 3.218 7,7 41

Nordrhein-Westfalen 17.845.154 21,8 4.572 1,3 26

Rheinland-Pfalz 4.003.745 4,9 1.029 7,2 26

Saarland 1.017.567 1,2 483 13,7 47

Sachsen 4.149.477 5,1 1.141 7,4 27

Sachsen-Anhalt 2.335.006 2,9 929 14,2 40

Schleswig-Holstein 2.834.259 3,5 629 6,8 22

Thüringen 2.235.025 2,7 627 12,9 28

Bundespolizei*** x x 1.042 16,9 x

Insgesamt 81.751.602 100,0 27.145 13,1 34

HZ*
Bevölkerungs-

anteil (%)
Land / Bundespolizei Einwohner

erfasste Fälle insgesamt

*) Häufigkeitszahl = Fälle pro 100 000 Einwohner.

**) In Hessen wurden erst nach Anlieferungsschluss 89 Fälle nachgeliefert. Diese konnten bei den Berechnungen nicht mehr
berücksichtigt werden (aktualisiert ergeben sich für Hessen 794 Fälle mit einer HZ von 13).

***) Die durch die BPol ermittelten 1.042 Fälle konnten aus erhebungstechnischen Gründen nicht auf die Länder verteilt
werden.

Bei entsprechender deliktspezifischer Auswertung weisen Schleswig-Holstein, Sachsen,

Bremen, Thüringen, Hessen und das Saarland jeweils sehr hohe Anteile (> 70 %) an

Widerstandsdelikten gegen Polizeibeamtinnen und -beamte auf. Bayern verzeichnet

vergleichsweise wenige Widerstandshandlungen (33,2 %), stattdessen aber relativ häufig

vorsätzliche leichte Körperverletzungen (49,1%). In Nordrhein-Westfalen hingegen nehmen

vorsätzliche leichte Körperverletzungen den geringsten Anteil (7,3 %) ein, während

Widerstandshandlungen mit 84,9 % dominieren.
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Bundesweite Verteilung nach Häufigkeitszahlen (HZ)7

K1

7 Die Abbildung beruht auf dem aktualisierten Fallaufkommen in Hessen.
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3.2 Tatörtlichkeit

Aus den Bundesländern und der Bundespolizei liegen bei 27.355 der insgesamt 27.850 Fälle

der Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte Angaben zur Tatörtlichkeit vor

(98,2 % des Fallaufkommens).

Fast jeder zweite Übergriff (46,1 %) ereignete sich demnach auf „Öffentlichen Straßen, Wegen

und Plätzen“. Am zweithäufigsten mit 19,3 % wurden die Beamten in „Privathäusern, -

wohnungen oder –grundstücken“ angegriffen, während bereits knapp jeder elfte Übergriff

(8,9 %) in den „Polizeidiensträumlichkeiten“ erfolgte. Bei den übrigen erfassten

Tatörtlichkeiten fanden Übergriffe im „Verkehrsbereich“ dreimal häufiger als „in/vor

Sportstätten“ statt.

Tatörtlichkeiten bei Gewaltdelikten an PVB

(27.355 = 100%)

0% 10% 20% 30% 40% 50%

Öffentliche/r Straße, Weg, Platz

Privathaus, -wohnung, -grundstück

Polizeidienststelle

Sonstige Tatörtlichkeiten

ÖPNV / Haltestelle / Bahnhof

Gaststätte / Diskothek

Öffentliches Gebäude

Sonstiger Ort von Veranstaltungen

Polizeidienstfahrzeug

Geschäft / Einkaufszentrum

Sportstätte und Umfeld

G2

Ein Blick auf ausgewählte Delikte zeigt folgende Besonderheiten:

Überdurchschnittlich häufig werden Mord, besonders schwerer Landfriedensbruch und

Gefangenenbefreiung auf „Straßen, Wegen und Plätzen“ begangen (90,0 %, 69,1 % bzw.

64,3 %). Trotz der geringen absoluten Fallanzahl in diesen Phänomenbereichen sollten die

Tatörtlichkeiten bei der Betrachtung und Bewertung nicht vernachlässigt werden. Dagegen
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findet Totschlag zum Nachteil von Polizeibeamtinnen und -beamten überdurschnittlich oft in

„Privathäusern, -wohnungen oder -grundstücken“ (30,8 %) statt. Bei den Bedrohungen fallen

als Örtlichkeit vor allem die „Polizeidienststellen“ zusammen mit den

„Polizeidienstfahrzeugen“ (insgesamt 25,0 %) und bei Raubdelikten die „Geschäfte bzw.

Einkaufszentren“ (21,6 %) ins Gewicht.

Länder- und Bundespolizeiverteilung

Bei Betrachtung der Tatortverteilungen in den einzelnen Länder, lässt sich feststellen, dass

Polizeibeamtinnen und -beamte in der zweithäufigsten Kategorie „Privathäuser, -wohnungen

oder -grundstücke“ zu annähernd gleichen Teilen angegriffen werden. Die Bundespolizei

weicht hingegen ab, da kein Fall in der Kategorie „Privatbereich“ registriert wurde. Die

Polizeibeamtinnen und -beamten der Bundespolizei werden überwiegend in „Öffentlichen

Verkehrsmitteln bzw. an Haltestellen und Bahnhöfen“ (41,1 %) sowie in „Öffentlichen

Gebäuden“ (22,7 %) angegriffen, was offensichtlich mit ihrer Zuständigkeit für die öffentliche

Sicherheit an Bahnhöfen zusammenhängt. So ist auch der geringe Anteil von 2,8 % der

Tatörtlichkeit auf „Straßen, Wegen und Plätzen“ bei Taten gegen Bundespolizeibeamtinnen

und -beamte zu erklären. „Öffentliche Straßen, Wege und Plätze“ werden hingegen besonders

oft als Tatort in Hamburg (68,1 %) gemeldet, Niedersachsen (27,1 %) weist bei den Ländern

den niedrigsten Wert auf.

3.3 Polizeieinsatz

Einsätze werden im Lagebild in „Einsätze aus besonderem Anlass“ und „Einsatzlagen des

täglichen Dienstes“ unterschieden. Insgesamt liegen 27.861 Nennungen (100,0 % des

Fallaufkommens) vor.8

Mit 22.232 Fällen dominierten Übergriffe im täglichen Dienst, wobei hier der genaue

Polizeianlass in mehr als einem Fünftel der Fälle keiner der Unterkategorien zugeordnet wurde

(„Sonstige Einsatzlagen“: 20,5 %). Im Rahmen der explizit aufgeführten Einsatzlagen

8 Gleichwohl Mehrfacherfassungen nicht vorgesehen waren, machte ein Bundesland davon Gebrauch: In einem anderen Land
wurden die Kategorien „Einsätze aus besonderem Anlass“ und „Einsatzlagen des täglichen Dienstes“ als getrennte Auswerte-
bereiche ausgewiesen, die jeweils in der Summe die gleiche Anzahl an Fällen beinhalteten. Aus diesen beiden Ländern liegen
für 3.820 Nennungen (von 3.120) zu Einsatzanlässen vor. In drei weiteren Bundesländern kam es zu Unterzählungen. In einem
dieser Länder lagen aufgrund von Erfassungsproblemen nur bei etwa 60 % der erfassten Fälle Angaben vor. In einem anderen
ergaben sich Abweichungen, da das für die Erhebung verwendete Erhebungsformular keine Pflichtfelder enthielt. In dem drit-
ten Land wurden 172 Fälle über die KP31b-Schnittstelle gemeldet, die keine Angaben zu den genannten Kategorien überträgt.
In einem anderen Land waren drei von 13 Merkmalsausprägungen (Präsenzstreife, Kriminalitätsbekämpfung, Ansammlungen)
nicht Bestandteil des (bereits seit dem 01.01.2010 erhoben) Landeslagebilds. Eine unterjährige Anpassung bzw. retrograde
Nacherhebung war nicht möglich.
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dominierte die „verbale oder tätliche Auseinandersetzung“ (19,6 %) vor der

„Kriminalitätsbekämpfung“ mit 16,3 %. Bei den insgesamt 5.629 Einsätzen aus besonderem

Anlass entfiel der größte Teil der Delikte auf die Kategorie „Sonstige Einsatzanlässe“ (8,8 %).

Lediglich 708 (2,5 %) Angriffe gegen Polizisten entfielen auf „Fußballspiele“, Ausschreitungen

gegen Polizeikräfte am Rande dieser Veranstaltungen werden jedoch in der Regel in der

Öffentlichkeit stark beachtet.

Besondere Einsatzanlässe und Einsatzlagen des täglichen Dienstes

bei Gewaltdelikten gegen PVB

(27.861 = 100%)
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Ansammlung
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Sonstige Veranstaltungen
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Bei einer nach Delikten differenzierten Betrachtung ergaben sich keine Auffälligkeiten,

abgesehen von sehr hohen Anteilen besonders schweren Landfriedensbruchs (60,2 %) beim

Einsatzanlass „Versammlungen und Demonstrationen“.

Länder- und Bundespolizeiverteilung

Wird die Verteilung der Einsatzanlässe für die einzelnen Bundesländer analysiert, zeigen sich

folgende Auffälligkeiten: In Berlin und Hessen fand der bei weitem größte Teil der Übergriffe

im Rahmen von Einsätzen zur „Kriminalitätsbekämpfung“ statt (36,0 % bzw. 35,3 %), während
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„Ansammlungen“ (0,4 % bzw. 0,0 %) als Einsatzanlass zu vernachlässigen waren. In Hamburg

waren Einsätze bei „verbalen oder tätlichen Auseinandersetzungen“ der häufigste Kontext

(28,6 %), in Schleswig-Holstein spielten hingegen „Präsenzstreifen“ (11,3 %) eine

überdurchschnittliche Rolle. Im Saarland und in Rheinland-Pfalz fanden dagegen übermäßig

häufig Angriffe auf Polizeibeamtinnen und -beamte bei Einsatzanlässen „Häuslicher Gewalt“

(8,9 bzw. 8,6 %) statt.

Es ist anzunehmen, dass diese teilweise erheblich variierenden Anteilswerte zu einem Teil auf

unterschiedliche konzeptionelle Ansätze in den Bundesländern zurückzuführen sind, zum

andern aber auch auf eine unterschiedliche Handhabung der Erfassung nach Anlasskategorien

zurückgehen könnte.

3.4 Maßnahme, bei der es zur Gewalt kam

Für den Themenkomplex „Maßnahme, bei der es zur Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen

und -beamte kam“ liegen Informationen aus 26.952 Fällen (96,8 % des Fallaufkommens) vor.9

Maßnahmen, bei denen es zu Gewaltdelikten gegen PVB kam

(27.861 = 100%)

0% 10% 20% 30%

Festnahme / Gewahrsamnahme

Identitätsfeststellung / Sachverhaltsklärung

Sonstige

Platzverweis

Blutentnahme / Drogentest

Durchsuchung

Gefährderansprache

G4

9 Die Daten von vier Bundesländern enthalten Untererfassungen. In einem dieser Länder lagen aufgrund von Erfassungsprob-
lemen nur bei etwa 60 % der erfassten Fälle Angaben vor. In einem anderen ergaben sich Abweichungen, da das für die Erhe-
bung verwendete Erhebungsformular keine Pflichtfelder enthielt. In dem dritten Land wurden die fehlenden (172) Fälle über
die KP31b-Schnittstelle gemeldet, die keine Angaben zu den genannten Kategorien überträgt. Im vierten Land ergaben sich
Abweichungen, da dass für die Bundeserhebung verwendete Erhebungsformular keine Pflichtfelder enthielt.
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Bei je etwa einem Drittel der Fälle kam es im Rahmen von „Festnahmen/Gewahrsamsnahmen“

(33,5 %) sowie „Identitätsfeststellungen bzw. Sachverhaltsklärungen“ (32,3 %) zu Übergriffen

auf Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte. Mit deutlichem Abstand werden „Sonstige“

Maßnahmen10, „Platzverweise“, „Blutentnahmen“ und „Durchsuchungen“ als Einsätze

genannt.

Länder- und Bundespolizeiverteilung

In Baden-Württemberg, Saarland, Bayern und Bremen ist überdurchschnittlich häufig Gewalt

gegen Polizisten bei „Festnahmen/Gewahrsamsnahmen“ (zwischen 46,9 % und 57,8 %) zu

verzeichnen, bei der Bundespolizei und in Sachsen-Anhalt bildeten sie nur in 9,5 % bzw.

13,5 % der Übergriffsfälle den Kontext. „Identitätsfeststellungen bzw. Sachverhaltsklärungen“

stellten bei der Bundespolizei (80,3 %), in Mecklenburg-Vorpommern (46,0 %) und Sachsen-

Anhalt (45,9 %) dagegen Maßnahmen mit besonders hohen Anteilen dar. Die Vermutung liegt

nahe, dass die Abgrenzung zwischen „Festnahmen/Gewahrsamsnahmen“ und

„Identitätsfeststellungen/Sachverhaltsklärungen“ durch die erfassenden Dienststellen

unterschiedlich gehandhabt wurde.

3.5 Modus Operandi

Die Vorgehensweise bei Übergriffen auf Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte wurde über

das Merkmal „Modus Operandi“ erfasst; hier waren Mehrfachnennungen möglich. Insgesamt

liegen für dieses Merkmal 39.753 Nennungen zu den insgesamt 27.850 Fällen vor.11

Wie die Abbildung G5 zeigt, war das „Schlagen mit Hand oder Faust“ mit 25,1 % (9.965

Nennungen) das häufigste Vorgehen, gefolgt von „Sonstigen Verhaltensweisen“ (23,0 %) und

„Tritten“ (19,5 %). Der hohe Anteil von „Passiver Verweigerung“ ist mit der Möglichkeit von

Mehrfachnennungen zu erklären. Hierbei dürfte es sich meist um eine miterfasste Vorstufe

einer eskalierenden Auseinandersetzung handeln. Weitere nennenswerte Handlungen sind das

„Schlagen oder Stoßen mit Gegenständen“ (3,3 %), „Kopfstöße“ (2,9 %), das „Schleudern und

Werfen mit Gegenständen“ (2,8 %), „Beißen“ (2,7 %) sowie „Hinaus- und Hinunterstoßen“

(1,8 %). Tathandlungen wie „An-/Überfahren“, „Würgen“, „Sprühen“, „Stechen“,

10 Unter der Kategorie „Sonstige Verhaltensweisen“ haben Bayern (106 Fälle) und Hamburg (89 Fälle) Gewaltdelikte subsu-
miert, die nicht im Rahmen einer polizeilichen Eingriffsmaßnahme erfolgte. Diese Kategorie war im Erhebungsraster nicht
enthalten.
11 Da auch Untererfassungen möglich sind kann daraus jedoch nicht geschlossen werden, dass für jeden Fall Angaben zum
Vorgehen des Täters oder der Täter vorliegen.
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„Hundebisse“ und „Schießen“ spielten mit unter 0,5 % der Nennungen lediglich eine

untergeordnete Rolle.

Wie zu erwarten, weichen die Modi Operandi für die einzelnen Delikte voneinander ab: bei den

Widerstandshandlungen wird „Passive Verweigerung“ (22,7 %) häufig genannt, bei vorsätzlich

leichter Körperverletzung „Schläge“ (33,3 %) und „Tritte“ (25,7), bei gefährlicher

Körperverletzung „Schleudern/Werfen“ (22,1 %), bei (versuchtem) Totschlag „An- und

Überfahren“ (24,1 %) sowie „Stechen“ (17,2 %).

Modi Operandi bei Gewaltdelikten an PVB

(39.753 = 100%)
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Schlagen mit Hand / Faust
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Hund hetzen / Hundebiss

Schießen

G5
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Länder- und Bundespolizeiverteilung

Bei einer vergleichenden Betrachtung werden gewisse Unterschiede der Modi Operandi

erkennbar: in Berlin (5,7 %) wurde - wie auch bei der Bundespolizei (6,1 %) - besonders selten

„Passive Verweigerung“ registriert. Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte der Bundespolizei

sind dafür besonders häufig mit den robusteren Vorgehensweisen „Schlagen mit Hand oder

Faust“ (43,1 %), „Treten“ (30,3 %) sowie „Hinaus- und Hinunterstoßen“ (7,3 %) konfrontiert.

„Schlagen und Stoßen mit Gegenständen“ (16,2 %) weist in Hessen den höchsten Anteil auf,
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während dort „Sonstige Verhaltensweisen“ (8,8 %) im landesweiten Durchschnitt am seltensten

registriert wurden. Die höchsten Anteile des Modi Operandi „Sonstige Verhaltensweisen“

weisen Bremen (35,0 %) und Berlin (34,5 %) auf.

3.6 Tatmittel

Weitere Informationen zum Geschehensablauf bei Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und

-beamte wurden über das Merkmal „durch Tatverdächtige mitgeführte, gedrohte und

eingesetzte Tatmittel“ erhoben. Mehrfachnennungen waren nur bei Nutzung unterschiedlicher

Tatmitteln in einem Fall möglich; die 4.702 Nennungen geben daher die verschiedenen Arten

der Tatmittel und nicht die Summe aller Tatmittel wieder.

Sieht man von der zahlenmäßig dominierenden Kategorie „Sonstige Tatmittel“ (2.657) ab, wird

deutlich, dass Tatverdächtige überwiegend „Hieb- und Stichwaffen“ mitgeführt (310) und mit

ihnen gedroht (271) sowie „Wurfgegenstände“ am häufigsten eingesetzt (524) haben. „Sonstige

Schusswaffen“ und „Scharfe Schusswaffen“ spielen mit 153 der Nennungen eher eine

untergeordnete Rolle.

Tatmittel bei Gewaltdelikten an Polizeibeamtinnen und -beamten

T2

Insgesamt

Anzahl

Anteil an allen

Nennungen

(%)

Anzahl

Anteil an allen

Nennungen

(%)

Anzahl

Anteil an allen

Nennungen

(%)

Anzahl

Hieb- und Stichwaffen 271 5,8 137 2,9 310 6,6 718

Wurfgegenstände 39 0,8 524 11,1 67 1,4 630

Kfz x* x* 255 5,4 9 0,2 264

Reizgas 11 0,2 87 1,9 71 1,5 169

Brandmittel / Pyrotechnik 7 0,1 90 1,9 14 0,3 111

Sonstige Schusswaffen 43 0,9 12 0,3 42 0,9 97

Scharfe Schusswaffen 36 0,8 5 0,1 15 0,3 56

Sonstige Tatmittel 367 7,8 1.725 36,7 565 12,0 2.657

Insgesamt 774 16,5 2.835 60,3 1.093 23,2 4.702

nur

mitgeführt
gedroht eingesetzt

Tatmittel

*) Merkmalausprägung im Erhebungsraster nicht enthalten.

Bei einer Auswertung der Tatmittel zeigen sich bezogen auf die jeweils verwirklichten Delikte

folgende Auffälligkeiten: bei vorsätzlich leichter Körperverletzung (78,6 %) und

Widerstandsdelikten gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte (60,6 %) fallen die

Tatmittel meist in die Kategorie „Sonstige“. In Verbindung mit schweren Körperverletzungen

(28,9 %) werden primär „Wurfgegenstände“ genannt, während „Kraftfahrzeuge“ bei Fällen der
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Nötigung (46,9 %) den größten Anteil erreichten. Bei Bedrohungsdelikten spielen

überdurchschnittlich oft (30,7 %) „Hieb- und Stichwaffen“ eine Rolle, wobei sie überwiegend

mitgeführt oder zur Drohung eingesetzt wurden.

Aufgrund der lediglich geringen Anzahl an Nennungen pro Bundesland und der Bundespolizei

wurde auf eine vergleichende Betrachtung verzichtet.
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4 Geschädigte Polizeibeamtinnen und -beamte

4.1 Straftaten und deren regionale Verteilung im Überblick

Im Jahr 2011 wurden in Deutschland 52.556 Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte Opfer

von Delikten der Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte (inklusive Versuche). Dies lässt

vor dem Hintergrund der Fallzahl von 27.850 erkennen, dass häufig zwei oder mehr

Beamtinnen/Beamte von einem Übergriff betroffen waren.

Bei der Interpretation der Daten muss berücksichtigt werden, dass

- in Niedersachsen die Anzahl der geschädigten Polizeibeamtinnen und -beamten nicht

mit der Anzahl der Funktionsbereiche und der Verletzungskategorien (jeweils -129)

übereinstimmte sowie keine Opferangaben für die Delikte „Landfriedensbruch“, „be-

sonders schwerer Landfriedensbruch“, „Gefangenenbefreiung“ und „Gefangenmeute-

rei“ vorgelegt wurden.

- auch in Baden-Württemberg die Anzahl der geschädigten Polizeibeamtinnen und -

beamten nicht mit der Anzahl der Funktionsbereiche (+5) und der Verletzungskatego-

rien (-25) übereinstimmte.

- Hamburg keine Daten zu Geschlechterdifferenzierung und Funktionsbereich angelie-

fert hat sowie die Anzahl der 221 Verletzten nur mit dem Zusatz, ob diese den Dienst

fortgesetzt bzw. nicht fortgesetzt haben, erhob. Die Zahl der verletzten Polizeibeam-

tinnen und -beamten wurde daher unter die Verletzungskategorie „leicht verletzt“ sub-

sumiert.

- es in Hessen zu Untererfassungen bei Angaben zum Geschlecht (-75) und zur Verlet-

zungskategorie (-210) kam, und dass bei Erstanlieferung 119 Polizeibeamtinnen und

-beamte (Opfer) sowie 89 Fälle im Rahmen geschlossener Einheiten nicht angeliefert

wurden (die Nachlieferung konnte nicht mehr berücksichtigt werden).
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Die nachstehende Abbildung T3 gibt Aufschluss, durch welche Delikte die

Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten betroffen waren:

Geschädigte Polizeibeamtinnen und -beamte nach Delikten

T3

Anzahl
Anteil

(%)

Widerstand gegen Polizeibeamte 33.330 63,4

(vorsätzlich leichte) Körperverletzung 11.546 22,0

gefährliche Körperverletzung 3.237 6,2

Bedrohung 2.265 4,3

Landfriedensbruch 876 1,7

Nötigung 595 1,1

Gefangenenbefreiung 360 0,7

besonders schwerer Landfriedensbruch 211 0,4

Raubdelikte 51 0,1

Totschlag 48 0,1

Mord 19 0,0

schwere Körperverletzung 14 0,0

Freiheitsberaubung 4 0,0

Körperverletzung mit Todesfolge 0 0,0

Gefangenenmeuterei 0 0,0

Insgesamt 52.556 100,0

Delikte

Geschädigte PVB

insgesamt

Die Mehrzahl der geschädigten Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten war von

Widerstandshandlungen betroffen (63,4 %). 28,2 % der Geschädigten waren Opfer einer

versuchten oder vollendeten vorsätzlich leichten und gefährlichen Körperverletzung, gefolgt

von Bedrohungsdelikten mit einem Anteil von 4,3 % der Geschädigten. Landfriedensbrüche

und Nötigungen liegen mit ihren Anteilen bereits unter zwei Prozent. Die Geschädigtenzahlen

der anderen Delikte spielen nur eine untergeordnete Rolle und bleiben teilweise – bei den

Tötungsdelikten sogar vollständig – im Versuchsstadium. 48 Polizeibeamtinnen und -beamte

waren jedoch von versuchtem Totschlag12, 19 Polizeibeamtinnen und -beamte sogar von

versuchtem Mord13 betroffen.

12 Versuchter Totschlag wurde in den neun Bundesländern Niedersachsen, Berlin, Bayern, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-
Holstein, Sachsen, Hessen, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern verübt.
13 Versuchter Mord wurde in den sieben Bundesländern Bayern, Sachsen, Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Bran-
denburg, Niedersachsen, Berlin verübt.
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Länder- und Bundespolizeiverteilung

Abbildung T4 zeigt die die regionale Verteilung der geschädigten Polizeivollzugsbeamten:

Bundesweite Verteilung der Geschädigten- und Polizeiopfergefährdungszahlen

T4

Anzahl**
davon

Geschädigte

Baden-Württemberg 26.671 6.315 24

Bayern 34.036 9.465 28

Berlin 17.846 6.588 37

Brandenburg 8.220 884 11

Bremen 3.176 776 24

Hamburg 8.154 2.792 34

Hessen*** 15.193 (1.259) (8)

Mecklenburg-Vorpommern 5.226 924 18

Niedersachsen 19.983 5.676 28

Nordrhein-Westfalen 43.994 7.685 17

Rheinland-Pfalz 10.389 1.825 18

Saarland**** (k.A.) (940) x

Sachsen 11.801 1.998 17

Sachsen-Anhalt 7.209 929 13

Schleswig-Holstein 7.073 1.234 17

Thüringen 6.471 1.326 20

Bundespolizei 33.167 1.940 6

Insgesamt x 52.556 x

Insgesamt (ohne Saarland) 258.609 49.764 19

Land / Bundespolizei POGZ*

PVB im Dienst insgesamt

*) Polizeiopfergefährdungszahl = Polizeiopfer bezogen auf 100 Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte des entsprechenden
Länderpolizeianteils (Anmerkung: in der PKS wird die OGZ je 100.000 Einwohner berechnet).

**) Quelle: Innenministerium Nordrhein-Westfalen (2012): Länderumfrage - „Planstellen und Schlüsselverhältnisse der
Polizeien der Länder und des Bundes für das Haushaltsjahr 2012“. Daten aus dem Saarland lagen nicht vor.

***) In Hessen wurden erst nach Anlieferungsschluss 119 Geschädigte nachgeliefert. Diese konnten bei den Berechnungen
nicht mehr berücksichtigt werden (aktualisiert ergeben sich für Hessen 1.378 Geschädigte mit einer POGZ von 9).

****) Im Saarland lagen keine Angaben zu Polizeivollzugsbeamtinnen und –beamten im Dienst insgesamt vor.

Legt man die in der Tabelle ausgewiesenen 258.60914 Polizeibeamtinnen und -beamten der

Länder und der Bundespolizei zugrunde, so wurde im Laufe des Jahres 2011 rechnerisch

mindestens jeder fünfte15 Polizeibeamte bzw. jede fünfte Polizeibeamtin Opfer eines

Gewaltdeliktes. Die meisten Geschädigten waren in den Bundesländern Bayern (9.465) und

Nordrhein-Westfalen (7.685) zu verzeichnen. Der unterschiedliche Gefährdungsgrad der

14 Die Angaben stammen aus der Länderumfrage 2012 - „Planstellen und Schlüsselverhältnisse der Polizeien der Länder und
des Bundes für das Haushaltsjahr 2012“ des Innenministeriums Nordrhein-Westfalen. Daten aus dem Saarland lagen nicht vor.
15 Der bundesweite Durchschnittswert liegt niedriger, da einzelne Polizeibeamtinnen und -beamte mehrfach Opfer von Gewalt
wurden.
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Polizeibeamtinnen und -beamten, Opfer einer Straftat zu werden, wird jedoch erst deutlich,

wenn die Opferzahlen auf die Anzahl der Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten im Dienst

bezogen werden. Gemessen an der Polizeiopfergefährdungszahl (POGZ) verzeichen daher

Berlin und Hamburg die höchsten Belastungen, während die Beamtinnen/Beamten bei der

Bundespolizei und in Hessen am geringsten belastet sind (s. K2).

Bundesweite Verteilung der Polizeiopfergefährdungszahl (POGZ)16

K2

16 Die Abbildung beruht auf der aktualisierten POGZ von Hessen. Das Saarland fällt als einziges Land in die Kategorie (>= 0
und <1); eine Berechnung war hier nicht möglich.
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Bei der entsprechenden deliktsspezifischen Auswertung wurden deutlich mehr vorsätzlich

leichte und gefährliche Körperverletzungsdelikte in Bayern (56,5 %) und der Bundespolizei

(43,5 %), dafür aber verhältnismäßig weniger Widerstandsdelikte als in allen anderen

Bundesländern registriert. Ein Blick auf Bayern (9.465 Geschädigte) und Nordrhein-Westfalen

(7.685 Geschädigte) zeigt die erheblichen Unterschiede in den jeweiligen Proportionen der

erfassten Fälle von Widerstandeshandlungen gegen Polizeibeamtinnen und -beamte einerseits

und Körperverletzungen andererseits. So wies Nordrhein-Westfalen 85,7 % der geschädigten

Polizeibeamtinnen und -beamten in der Kategorie Widerstand aus, Bayern dagegen nur 34,5 %.

Bei der vorsätzlich leichten Körperverletzung variierten die Anteile zwischen 6,6 % für

Nordrhein-Westfalen und 49,3 % für Bayern.17

4.2 Betroffene nach Geschlecht

Zu den 52.556 geschädigten Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten liegen zu 49.689

Geschädigten (94,5 % des Geschädigtenaufkommens) Angaben zum Geschlecht vor.18

Von den registrierten Geschädigten waren 41.862 Polizeibeamte (84,2 %) und 7.827

Polizeibeamtinnen (15,8 %), siehe Abbildung T5.

Länder- und Bundespolizeiverteilung

Wie der Abbildung T5 zu entnehmen, ist der Frauenanteil deutlich unterrepräsentiert. Die

dargestellten Geschlechteranteile sind alleine aber nicht aussagekräftig, da diese in Beziehung

gesetzt werden müssten zu den tatsächlich im Einsatz befindlichen weiblichen bzw. männlichen

Einsatzkräften.19 Erst durch eine entsprechende Berücksichtigung dieser Zahlen könnte eine

fundierte Aussage getroffen werden, ob beispielsweise Polizeibeamtinnen gegenüber

Polizeibeamten häufiger geschädigt werden und/oder bestimmte Schwerpunkte innerhalb der

Deliktsverteilung erkennbar sind.

17 Im Fall der Bundespolizei kann dieses mit ihren unterschiedlichen Tätigkeitsfeldern erklärt werden. Diesbezüglich sei darauf
hingewiesen, dass möglicherweise in Nordrhein-Westfalen Widerstandsdelikte registriert wurden, obwohl auch Körperverlet-
zungen oder andere schwerwiegendere Formen der Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte vorlagen. Interpretationen
sollten insofern mit Vorsicht erfolgen.
18 Die Differenz von 2.867 Geschädigten kommt durch die fehlenden bzw. fehlerhaften Anlieferungen zustande, s. Kapitel 4.1.
19 Diese Daten lagen für das Lagebild 2011 nicht vor und sollten bei künftigen Erhebungen ergänzend abgefragt werden.
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Bundesweite Verteilung der geschädigten Polizeibeamtinnen und -beamten nach Geschlecht

T5

Anzahl
männlich

(%)
weiblich

(%)

Baden-Württemberg 6.315 82,7 17,3

Bayern 9.465 87,1 12,9

Berlin 6.588 84,0 16,0

Brandenburg 884 87,9 12,1

Bremen 776 78,6 21,4

Hamburg (2.792) (k.A.) (k.A.)

Hessen 1.184 82,0 18,0

Mecklenburg-Vorpommern 924 88,7 11,3

Niedersachsen 5.676 83,9 16,1

Nordrhein-Westfalen 7.685 78,6 21,4

Rheinland-Pfalz 1.825 84,2 15,8

Saarland 940 83,3 16,7

Sachsen 1.998 88,2 11,8

Sachsen-Anhalt 929 91,4 8,6

Schleswig-Holstein 1.234 83,2 16,8

Thüringen 1.326 89,7 10,3

Bundespolizei 1.940 89,2 10,8

Insgesamt 52.556 x x

Insgesamt (ohne Hamburg) 49.689 84,2 15,8

Land / Bundespolizei

Geschädigte PVB insgesamt

4.3 Funktionsbereich

Ebenfalls erhoben wurde der Funktionsbereich in dem die geschädigten

Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten tätig waren, d. h. in welcher Funktion sie durch das

schädigende Ereignis betroffen waren. Hierzu wurden 49.640 Zuordnungen (94,4 % des

Geschädigtenaufkommens) erfasst.20

Abbildung G6 verdeutlicht die sehr starke Belastung von Polizeibeamtinnen und -beamten im

„Streifendienst“. Beamte im „Ermittlungsdienst bzw. in der Kriminalpolizei“ (2,3 %) sowie in

„sonstigen Funktionsbereichen“ (5,2 %) waren nur relativ selten betroffen. Polizeibeamtinnen

und -beamte in einer Einsatzeinheit wurden überdurchschnittlich häufig Opfer von besonders

schwerem Landfriedensbruch (86,7 %) und Landfriedensbruch (66,0 %).

20 Die Kategorie „Funktionsbereich“ war nicht Bestandteil des (bereits seit dem 01.01.2010 erhoben Hamburger) Lagebilds, so
dass eine Zulieferung nicht möglich war.
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Funktionsbereiche geschädigter PVB

(49.640 = 100%)

0% 20% 40% 60% 80%

Streifendienst

Einsatzeinheit

sonstige

Funktionsbereiche

Ermittlungsdienst /

Kriminalpolizei

G6

Länder- und Bundespolizeiverteilung

Bei Betrachtung der Verteilung innerhalb der Länder bzw. der Bundespolizei lassen sich

Abweichungen zu den in Abbildung G6 errechneten Durchschnittsanteilen erkennen: so weisen

die Bundesländer Saarland, Hessen, Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz deutliche Werte

über 90,0 % bei betroffenen Beamtinnen/Beamten im „Streifendienst“ auf. Im bundesweiten

Vergleich sind lediglich in Berlin (24,0 %), Thüringen (20,9 %) und Bremen (16,6 %) mehr

Polizeibeamtinnen und -beamte in „Einsatzeinheiten“ Opfer einer Straftat geworden. Die

Bundespolizei verzeichnete indes mit 9,2 % hohe Anteile betroffener Beamten im

„Ermittlungsdienst bzw. bei der Kriminalpolizei“.

4.4 Verletzungskategorien

Erkenntnisse zum Verletzungsgrad lagen für 52.192 Polizeibeamtinnen und -beamte (99,3 %

des Geschädigtenaufkommens) vor.

Verletzungskategorien geschädigter PVB

(52.192 = 100%)

0% 20% 40% 60% 80%

nicht verletzt

leicht verletzt

schwer verletzt

getötet

G7

0,0 %

0,6 %
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Wie anhand der Abbildung G7 deutlich wird, wurde die überwiegende Mehrheit (77,9 %) der

Polizeibeamtinnen und -beamten nicht verletzt, kein(e) Beamtin/Beamter (gemäß Lagebild)

wurde 2011 in Ausübung seines Dienstes getötet.21 Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass

mindestens jeder fünfte Polizist, der Opfer eines Gewaltdeliktes wurde, zumindest leicht

verletzt worden ist.22 Schwer verletzt wurden insgesamt 298 Beamte (0,6 %).23

Leicht und schwer verletzte PVB

(11.517 = 100%)

5.886

3.797

1.026

18

24

134

22

88

153

53

18

6
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5

151

74

52

0

1

0

1

2

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Widerstand gegen Polizeibeamte

(vorsätzlich leichte) Körperverletzung

gefährliche Körperverletzung

Totschlag

Nötigung

Bedrohung

Raubdelikte

Landfriedensbruch

besonders schwerer Landfriedensbruch

Gefangenenbefreiung

*Sonstige erfasste Delikte

leicht verletzt schwer verletzt

G8

* Mord (12 Verletzte), schwere Körperverletzung (10 Verletzte), Freiheitsberaubung (1 Verletzter), ohne

Körperverletzung mit Todesfolge (0 Verletzte), Gefangenenmeuterei (0 Verletzte).

Die Abbildung G8 veranschaulicht, unterteilt in die relevanten Delikte, den jeweiligen

Prozentanteil der leicht bzw. schwer verletzten Polizeibeamtinnen und -beamten. Bezogen auf

die verschiedenen Deliktsformen wurden durch Widerstandsdelikte mit einer Anzahl von

21 S. Kapitel 3.1, Fußnote 6.
22 Die Kategorie „leicht verletzt“ war nicht Bestandteil des hessischen Erhebungsrasters. Die Zahl aller verletzten Polizeibeam-
tinnen und -beamten wurde deshalb unter „schwer verletzt“ subsumiert.
23 Die Kategorie „schwer verletzt“ war nicht Bestandteil des hamburgischen Erhebungsrasters. Hamburg hat die Anzahl der
Verletzten mit dem Zusatz, ob diese den Dienst fortgesetzt bzw. nicht fortgesetzt haben, erhoben. Die Zahl aller verletzten
Polizeibeamtinnen und -beamten wurde deshalb unter „leicht verletzt“ subsumiert.
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insgesamt 6.037 und damit einem Anteil von 52,4 % die weitaus meisten Polizeibeamtinnen

und -beamten geschädigt. Die Mehrzahl der registrierten Fälle entfiel hier auf die „leicht

verletzten“ Polizisten mit 97,5 %.

4.5 Dienstunfähigkeit

Aus den unmittelbaren Folgen der Angriffe gegen Polizeibeamtinnen und -beamte resultierten

insgesamt 23.368 Kalendertage Dienstunfähigkeit.24

Dienstunfähigkeit nach Kalendertagen

T6

Anzahl*
davon

Geschädigte

Baden-Württemberg 26.671 6.315 1.969

Bayern 34.036 9.465 3.313

Berlin 17.846 6.588 7.125

Brandenburg 8.220 884 371

Bremen 3.176 776 154

Hamburg 8.154 2.792 2.327

Hessen 15.193 1.259 748

Mecklenburg-Vorpommern 5.226 924 126

Niedersachsen 19.983 5.676 1.636

Nordrhein-Westfalen 43.994 7.685 1.535

Rheinland-Pfalz 10.389 1.825 690

Saarland (k.A.) 940 314

Sachsen 11.801 1.998 259

Sachsen-Anhalt 7.209 929 810

Schleswig-Holstein 7.073 1.234 283

Thüringen 6.471 1.326 427

Bundespolizei 33.167 1.940 1.281

Insgesamt 258.609 52.556 23.368

PVB im Dienst insgesamt

Land / Bundespolizei
Dienstunfähigkeit
in Kalendertagen

*) Quelle: Innenministeriums Nordrhein-Westfalen (2012): Länderumfrage 2012 - „Planstellen und Schlüsselverhältnisse der
Polizeien der Länder und des Bundes für das Haushaltsjahr 2012“

Von den Bundesländern und der Bundespolizei übermittelten neun Länder (Baden-

Württemberg, Bayern, Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz,

Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein) Angaben, welche Delikte der

erlittenen Dienstunfähigkeit ursächlich zugrunde lagen.25

24 Bei der Gesamtschau der verzeichneten Angaben irritiert allerdings das Verhältnis zwischen geschädigten Polizeibeamtinnen
und -beamten, der bekannten Polizeistärke im Bundesland und der verzeichneten Anzahl von Dienstunfähigkeitstagen. Die
Abweichung ist möglicherweise auf eine uneinheitliche und ggf. nicht vollständige Erfassung zurückzuführen.
25 S. Kapitel 2.2, Fußnote 5.
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Die Dienstunfähigkeit ließ sich nahezu ausschließlich auf Widerstandshandlungen und

Körperverletzungen zurückführen.
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5 Tatverdächtige

5.1 Straftaten und deren regionale Verteilung im Überblick

In 2011 wurden im Bundesgebiet zu den registrierten 27.850 Fällen 28.324 Tatverdächtige

wegen Straftaten gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte erfasst.26

Bei der Interpretation der Daten muss berücksichtigt werden, dass

- in Baden-Württemberg die Anzahl der Gesamttatverdächtigen nicht mit der Anzahl

von weiblichen und männlichen Tatverdächtigen (Übererfassungen +17) sowie der

deutschen und nicht-deutschen Tatverdächtigen (Übererfassungen +23) übereinstimm-

te,

- in Hessen Untererfassungen bei der Geschlechter- (-30), Alters-, (-40) und Nationalitä-

tenverteilung (-108) auftraten und bei Erstanlieferung 88 Tatverdächtige im Rahmen

geschlossener Einheiten nicht angeliefert wurden (die Nachlieferung konnte nicht

mehr berücksichtigt werden).

- es in Nordrhein-Westfalen zu Untererfassungen bei Angaben zum Alter (-113) und zur

Nationalität (-79) kam.

26 Die Zählung erfolgte dabei gemäß Kapitel 2.2 als „nicht-echte Tatverdächtigenzählung“, das heißt, dass Personen, die im
Jahr 2011 mehrfach registriert wurden, auch mehrfach gezählt wurden.
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Die folgende Abbildung T7 gibt Aufschluss über die Anzahl der Tatverdächtigen für die

einzelnen Deliktsformen:

Tatverdächtige nach Delikten

T7

Anzahl
Anteil

(%)

Widerstand gegen Polizeibeamte 17.663 62,4

(vorsätzlich leichte) Körperverletzung 6.176 21,8

gefährliche Körperverletzung 1.516 5,4

Bedrohung 1.250 4,4

Landfriedensbruch 736 2,6

Nötigung 399 1,4

Gefangenenbefreiung 361 1,3

besonders schwerer Landfriedensbruch 137 0,5

Raubdelikte 35 0,1

Totschlag 23 0,1

Mord 9 0,0

Gefangenenmeuterei 8 0,0

schwere Körperverletzung 7 0,0

Freiheitsberaubung 4 0,0

Körperverletzung mit Todesfolge 0 0,0

Insgesamt 28.324 100,0

Delikte

Tatverdächtige

insgesamt

Die Mehrzahl aller Tatverdächtigen (62,4 %) wurde wegen Widerstandshandlungen und

vorsätzlich leichten Körperverletzungen (21,8 %) registriert, gefolgt von gefährlicher

Körperverletzung (5,4 %) sowie Bedrohung (4,4 %) und Landfriedensbruch (2,6 %).

Länder- und Bundespolizeiverteilung

Die nachfolgende Abbildung T8 bietet einen Überblick über die regionale Verteilung der

deutschen Tatverdächtigen.

Die meisten Tatverdächtigen waren in den Bundesländern Nordrhein-Westfalen (4.727) und

Bayern (4.206) zu verzeichnen. Gemessen an der Tatverdächtigenbelastungszahl (TVBZ)27

deutscher Staatsangehöriger verzeichen allerdings Berlin und Bremen die höchsten

Belastungen, während die Tatverdächtigen in Hessen die niedrigste TVBZ aufweisen (s. K3).

27
Zur Berechnung von Tatverdächtigenbelastungszahlen (TVBZ) können aufgrund mangelnder Verfügbarkeit verlässlicher

Bevölkerungsdaten lediglich Tatverdächtige mit deutscher Staatsangehörigkeit herangezogen werden.
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Bundesweite Verteilung deutscher Tatverdächtiger

T8

insgesamt

Anzahl Anzahl
Anteil

(%)

Baden-Württemberg 2.784 2.138 76,8 26

Bayern 4.206 3.401 80,9 35

Berlin 3.832 2.802 73,1 106

Brandenburg 599 547 91,3 25

Bremen 396 283 71,5 55

Hamburg 921 589 64,0 43

Hessen** (710) (555) (78,2) (12)

Mecklenburg-Vorpommern 603 590 97,8 41

Niedersachsen 3.413 3.003 88,0 47

Nordrhein-Westfalen 4.727 3.474 73,5 25

Rheinland-Pfalz 1.068 857 80,2 27

Saarland 480 392 81,7 11

Sachsen 1.207 1.122 93,0 31

Sachsen-Anhalt 914 874 95,6 42

Schleswig-Holstein 729 646 88,6 28

Thüringen 679 640 94,3 33

Bundespolizei*** 1.056 774 73,3 1

Insgesamt 28.324 22.687 80,1 35

Land / Bundespolizei
TVBZ*

Deutscher

Tatverdächtige

nur Deutsche

*) Tatverdächtigenbelastungszahl = Tatverdächtige pro 100.000 Einwohner ohne Kinder.

**) In Hessen wurden erst nach Anlieferungsschluss 88 Tatverdächtige nachgeliefert. Diese konnten bei den Berechnungen
nicht mehr berücksichtigt werden [aktualisiert ergeben sich für Hessen 798 Tatverdächtige; wegen der unvollständigen
Zulieferung deutscher/nicht-deutscher Tatverdächtiger kann keine (aktualisierte) TVBZ berechnet werden].

***) Die durch die BPol ermittelten 774 deutschen Tatverdächtigen konnten aus erhebungstechnischen Gründen nicht auf die
Länder verteilt werden.
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Bundesweite Verteilung der Tatverdächtigenbelastungszahl (TVBZ) der deutschen
Tatverdächtigen28

K3

28
Die Abbildung beruht auf der unvollständigen TVBZ in Hessen.
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5.2 Nichtdeutsche Tatverdächtige

Erkenntnisse zur Nationalität der Tatverdächtigen lagen zu 28.160 Personen (99,4 % des

Tatverdächtigenaufkommens) vor.

80,6 % aller mit Nationalität registrierten Tatverdächtigen waren deutsche Staatsbürger, 19,4 %

hatten dagegen nicht die deutsche Staatsangehörigkeit. Mit Blick auf die Verteilung in der PKS

für Gewaltkriminalität insgesamt (hier lag der Anteil von nichtdeutschen Tatverdächtigen 2011

bei 24,8 %) zeigt sich damit ein niedrigerer Anteil. Leicht überdurchschnittliche Werte

Nichtdeutscher waren mit 21,3 % bei Delikten der vorsätzlich leichten Körperverletzung

festzustellen. Besonders hoch war der Anteil auch bei Totschlag (34,8 %) und Raubdelikten

(30,6 %) - hier sind jedoch die niedrigen absoluten Fallzahlen (23 bzw. 35) zu berücksichtigen.

Länder- und Bundespolizeiverteilung

In den neuen Bundesländern sind deutlich geringere Anteile (durchschnittlich 5,6 %) an

nichtdeutschen Tatverdächtigen festzustellen. Die höchsten Anteile finden sich in Hamburg

(36,0 %), Bremen (28,5 %), Berlin (26,9 %) und Nordrhein-Westfalen (25,3 %), siehe

Abbildung K4 auf der folgenden Seite.
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Anteil der nichtdeutschen Tatverdächtigen an Tatverdächtigen insgesamt in den Ländern

K4



„Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte“ Lagebild 2011

Seite 39 von 80

5.3 Tatverdächtige nach Geschlecht

Der Großteil aller ermittelten Tatverdächtigen war mit 24.620 Personen bzw. 87,0 %

männlichen Geschlechts.

Bei deliktspezifischer Aufgliederung variiert dieser Anteil zwischen ca. 76,8 % und 95,4 %.

Besonders hoch war der Anteil männlicher Tatverdächtiger bei den Delikten Bedrohung

(95,4 %), besonders schwerer Landfriedensbruch (94,9 %) und Nötigung (92,0 %). Beim

versuchten Mord und bei der Freiheitsberaubung wurden nur männlichen Tatverdächtigen ganz

registriert. Weibliche Tatverdächtige wurden prozentual am häufigsten durch

Gefangenenbefreiung (24,5 %) und vorsätzlich leichte Körperverletzung (16,6 %) auffällig.

Geschlecht der Tatverdächtigen nach Delikten

(28.311 = 100%)
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G9

* Mord (9 TV), Gefangenenmeuterei (8 TV), schwere Körperverletzung (7 TV), Freiheitsberaubung (4 TV),

Körperverletzung mit Todesfolge (0 TV).
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5.4 Tatverdächtige nach Alter

Zu den erfassten 28.324 Tatverdächtigen liegen zu 28.171 Personen (99,5 % des

Tatverdächtigenaufkommens) Angaben zum Alter vor.

Altersverteilung der Tatverdächtigen

(28.171 = 100%)

0% 20% 40% 60% 80%

Erwachsener

Heranwachsender

Jugendlicher

Kind

G10

0,33 %

Abbildung G10 verdeutlicht, dass unter den Tatverdächtigen Erwachsene ab 21 Jahren

überproportional (75,1 %) verteten sind. Kinder zwischen 8 und 14 Jahren nehmen mit 0,3 %

erwartungsgemäß keine bedeutende Rolle ein. 7,3 % der Tatverdächtigen waren Jugendliche

zwischen 14 bis 18 Jahre oder Heranwachsende bis 18 bis 21 Jahre (17,3 %).

Abbildung T9 auf der nachfolgenden Seite veranschaulicht, dass die Altersverteilung für

Gewaltdelikte gegen Polizeivollzugsbeamte und Polizeivollzugsbeamtinnen über alle Delikte

weitgehend gleichmäßig ist. Die höchsten Anteile an jugendlichen und heranwachsenden

Tatverdächtigen finden sich jedoch mit 41,0 % bei Landfriedensbruch, Gefangenenbefreiung

(37,5 %) und Raubdelikten (28,6 %). Bei Totschlag, Nötigung und vorsätzlich leichter

Körperverletzung ist der Anteil von Personen unter 21 Jahren mit 20,2 % - 21,7 % % deutlich

geringer.

Länder- und Bundespolizeiverteilung

Die regionale Verteilung der Anteile von Tatverdächtigen unter 21 Jahren in Deutschland.

zeichnet sich durch besonders geringe Anteile jugendlicher bzw. heranwachsender

Tatverdächtiger in Mecklenburg-Vorpommern, Bremen, Sachsen-Anhalt, Hessen und

Brandenburg aus.
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Altersverteilung von Tatverdächtigen nach Delikt

T9

N
Anteil

(%)
N

Anteil

(%)
N

Anteil

(%)
N

Anteil

(%)

Widerstand gegen Polizeibeamte 17.555 60 0,3 1.291 7,4 3.092 17,6 13.112 74,7

(vorsätzlich leichte) Körperverletzung 6.163 21 0,3 395 6,4 870 14,1 4.877 79,1

gefährliche Körperverletzung 1.498 7 0,5 120 8,0 272 18,2 1.099 73,4

schwere Körperverletzung 7 0 0,0 0 0,0 0 0,0 7 100,0

Körperverletzung mit Todesfolge 0 0 0,0 0 0,0 0 0,0 0 0,0

Totschlag 23 0 0,0 1 4,3 4 17,4 18 78,3

Mord 9 0 0,0 0 0,0 3 33,3 6 66,7

Nötigung 397 0 0,0 17 4,3 63 15,9 317 79,8

Bedrohung 1.247 2 0,2 88 7,1 219 17,6 938 75,2

Freiheitsberaubung 4 0 0,0 0 0,0 0 0,0 4 100,0

Raubdelikte 35 0 0,0 2 5,7 8 22,9 25 71,4

Landfriedensbruch 734 4 0,5 101 13,8 200 27,2 429 58,4

besonders schwerer Landfriedensbruch 136 0 0,0 10 7,4 30 22,1 96 70,6

Gefangenenbefreiung 355 0 0,0 38 10,7 95 26,8 222 62,5

Gefangenenmeuterei 8 0 0,0 0 0,0 5 62,5 3 37,5

Insgesamt 28.171 94 0,3 2.063 7,3 4.861 17,3 21.153 75,1

Heran-
wachsender

18 - 21 Jahre

Erwachsener

> 21 JahreDelikte
Kind

8 - 14 Jahre

Jugendlicher

14 - 18 Jahre

Alter der Tatverdächtigen insgesamt

Anzahl

5.5 Tatverdächtige unter Alkohol-, Drogen- bzw. Medikamenteneinfluss

Im Berichtszeitraum 2011 wurden von den insgesamt 28.324 Tatverdächtigen 19.460

Tatverdächtige erfasst, die durch berauschender Mittel beeinflusst waren. 59,3 % aller

Tatverdächtigen standen erkennbar unter Alkoholeinfluss, weitere 5,9 % unter dem Einfluss

von Drogen bzw. Medikamenten und 3,5 % gleichzeitig unter Alkohol, - Drogen- bzw.

Medikamenteneinfluss.29 Damit standen von drei Tatverdächtigen mindestens zwei unter dem

Einfluss berauschender Mittel.

29 Bei der Ergebnisbewertung muss berücksichtigt werden, dass das richtige Erkennen von Einfluss berauschender Mittel in der
Regel mit großen Unsicherheiten verbunden ist. Dementsprechend sind die Daten mit Vorsicht zu interpretieren.
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Alkohol- und Drogeneinfluss der Tatverdächtigen

(28.324 = 100%)
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Ein Vergleich mit den Anteilen von Personen unter Alkoholkonsum bei Gewaltkriminalität

insgesamt oder Körperverletzungsdelikten laut PKS 2011 (31,8 % bzw. 30,5 %) verdeutlicht

dabei den bei Gewaltdelikten gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte hohen Anteil von

Personen unter dem Einfluss berauschender Mittel.

Besonders viele Tatverdächtige standen unter Einfluss von Alkohol bei vorsätzlich leichten

Körperverletzungsdelikten (66,1 %), bei Widerstandshandlungen gegen Polizeivollzugs-

beamtinnen und -beamte (59,6 %) sowie bei gefährlicher Körperverletzung (52,9 %). Deutlich

ist der Unterschied von Tatverdächtigen unter berauschenden Mitteln bei gefährlicher und

schwerer Körperverletzung: Während bei der gefährlichen Körperverletzung rund 61,3 % aller

Tatverdächtigen entsprechend registriert wurden, waren es bei der schweren Körperverletzung

85,7 %.

Im bundesweiten Vergleich finden sich keine Auffälligkeiten.
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5.6 Angriffe aus Gruppen

Ausgangsbasis der Bemühungen um ein bundeseinheitliches Lagebild war insbesondere das

Phänomen der spontanen Bildung von Gruppen, die polizeiliche Maßnahmen zu verhindern

suchten.30 Zu Angriffen aus Gruppen gegenüber Polizeibeamtinnen und -beamten wurden

Gruppengröße, Gruppenstruktur und -bildung, Anteil aktiv handelnder Personen, Altersgruppen

und Nationalität erfasst. Die Angaben basieren auf Fallangaben.

5.6.1 Gruppengröße

Zu den 27.850 registrierten Fällen von Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte

insgesamt liegen für 2.986 Fälle Erkenntnisse zur Gruppengröße vor. Demnach wurden bei

10,7 % der erfassten Fälle eine Verübung aus Gruppen heraus oder durch Gruppen registriert.

Gruppengröße nach Mitgliedern

(2.986 = 100%)

0% 10% 20% 30%

2 bis 3 Pers.

4 bis 10 Pers.

11 bis 20 Pers.

21 bis 50 Pers.

51 bis 200 Pers.

201 bis 500 Pers.

> 500 Pers.

G12

Bei den als gewalttätig erfassten Gruppen dominierten Gruppen mit geschätzen 4 bis 10

Personen. Gruppen mit einer Größe von mehr als 200 Personen nehmen lediglich 9,9 % ein.

Wie Abbildung T10 auf der folgenden Seite zeigt, wurden Widerstandhandlungen gegen

Polizeibeamtinnen und -beamte zu 31,1 % von Kleingruppen mit bis zu drei Personen verübt.

Bedrohungen (42,1 %), Gefangenenbefreiungen (41,0 %) und vorsätzlich leichte

Körperverletzungen (39,6 %) gingen hauptsächlich von Gruppen mit 4 bis 10 Personen aus.
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Besonders schwerer Landfriedensbruch entstand überwiegend in Gruppen mit 51 bis 200

Personen (39,1 %) sowie mit 201 bis 500 Personen (23,6 %).

Verteilung der Delikte auf Gruppengröße (2.986 Fälle = 100 %)

T10

Delikte
Gruppen-

größe

2 - 3

Pers.

4 - 10

Pers.

11 - 20

Pers.

21 - 50

Pers.

51 - 200

Pers.

201 - 500

Pers.

> 500

Pers.
Insgesamt

N 450 491 167 186 109 31 11 1.445

Anteil (%) 31,1 34,0 11,6 12,9 7,5 2,1 0,8 48,4

N 66 176 44 73 60 19 7 445

Anteil (%) 14,8 39,6 9,9 16,4 13,5 4,3 1,6 14,9

N 32 85 54 76 90 42 32 411

Anteil (%) 7,8 20,7 13,1 18,5 21,9 10,2 7,8 13,8

N 4 8 5 6 0 1 7 31

Anteil (%) 12,9 25,8 16,1 19,4 0,0 3,2 22,6 1,0

N 22 24 6 4 1 0 0 57

Anteil (%) 38,6 42,1 10,5 7,0 1,8 0,0 0,0 1,9

N 8 21 52 67 91 43 24 306

Anteil (%) 2,6 6,9 17,0 21,9 29,7 14,1 7,8 10,2

N 1 3 10 24 63 38 22 161

Anteil (%) 0,6 1,9 6,2 14,9 39,1 23,6 13,7 5,4

N 9 50 13 19 15 12 4 122

Anteil (%) 7,4 41,0 10,7 15,6 12,3 9,8 3,3 4,1

N 2 1 2 0 2 1 0 8

Anteil (%) 25,0 12,5 25,0 0,0 25,0 12,5 0,0 0,3

N 594 859 353 455 431 187 107 2.986

Anteil (%) 19,9 28,8 11,8 15,2 14,4 6,3 3,6 100,0

Widerstand gegen

Polizeibeamte

(vorsätzlich leichte)

Körperverletzung

gefährliche

Körperverletzung

Nötigung

*Sonstige erfasste

Delikte

Insgesamt

Bedrohung

Landfriedens-

bruch

schwerer

Landfriedensbruch

Gefangenen-

befreiung

*) schwere Körperverletzung, Körperverletzung mit Todesfolge, Totschlag, Mord, Freiheitsberaubung, Raubdelikte,
Gefangenenmeuterei.

5.6.2 Gruppenstruktur und -bildung

Angaben zur geschätzen Gruppenstruktur und -bildung wurden in 2.964 Fällen (99,3 % der

genannten Fälle, zu denen Angaben zur Gruppengröße gemacht wurden) erfasst.

Danach wurden in lediglich 36,7 % der Fälle feste Gruppenstrukturen festgestellt. Des

Weiteren dominierten mit 75,2 % Gruppen, die bereits vor Eintreffen der Erstkräfte vorhanden

waren. 15,7 % der Gruppen bildeten sich spontan und 9,7 % erhielten organisierten Zulauf.

30 Angaben zu Angriffen aus Gruppen wurden in Hamburg nicht erhoben, da sie nicht Bestandteil des hamburgischen Erhe-
bungsrasters waren. Eine unterjährige Anpassung bzw. retrograde Nacherhebung war nicht möglich.
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Gruppenstruktur und Gruppenbildung

(2.964 = 100%)
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Länder- und Bundespolizeiverteilung

Am häufigsten wurden Fälle der Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte, in denen

Angaben zur Gruppenstruktur vorlagen, in Nordrhein-Westfalen (25,3 %), Berlin (25,2 %) und

Niedersachsen (17,6 %) aus „festen Gruppenstrukturen“ heraus begangen. Im Saarland, in

Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen und Rheinland-Pfalz finden sich „feste

Gruppenstrukturen“ sehr selten (< 1,4 %).

Beim bundesweiten Vergleich des Merkmals „bereits bei Eintreffen der Erstkräfte vorhanden“

finden sich in Nordrhein-Westfalen (25,2 %), Berlin (15,0 %) und Bayern (13,8 %) die

höchsten Anteilswerte. „Spontan sich bildende Gruppen“ waren am häufigsten in Berlin

(31,7 %) und in Niedersachsen (15,8 %) anzutreffen. Auch bei organsisierten Zuläufen waren

Berlin (45,3 %) und Niedersachsen (18,6 %) „Vorreiter“.

5.6.3 Anteil aktiv handelnder Personen

Zum geschätzen Anteil aktiv handelnder Personen in den Gruppen liegen zu 2.890 Fällen

Angaben (96,8 % der genannten Fälle, zu denen Angaben zur Gruppengröße gemacht wurden)

vor.

Bei den aus Gruppen heraus aktiv handelnden Personen überwiegen „einzelne Personen“ in

über 56,5 %. Beim Widerstandsdelikt dominieren in allen Kategorien der geschätzten Anteile
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aktiv handelnder Personen. Bei der gefährlichen Körperverletzung handelten in 17,1 % der

Fälle bis zu 25 % der Gruppenmitglieder und in 18,0 % der Fälle sogar bis zu 50 %. Beim

Landfriedensbruch hingegen waren in 20 % der Fälle bis zu 75 % der Gruppenmitglieder aktiv.

(Geschätze) Anteile an aktiv handelnden Personen

(2.890 = 100%)
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* schwere Körperverletzung, Körperverletzung mit Todesfolge, Totschlag, Mord, Freiheitsberaubung, Raubdelikte,

Gefangenenmeuterei

5.6.4 Geschlecht der Gruppenangehörigen

Zu 2.828 Fällen (94,7 % der genannten Fälle, zu denen Angaben zur Gruppengröße gemacht

wurden) lagen Informationen vor, ob die Gruppenmitglieder primär aus Frauen oder Männern

bestanden.

Lediglich 87 Gruppen (3,1 %) waren überwiegend von weiblichen Mitgliedern geprägt.

Schwerpunkt der Delikte, die durch Gruppen mit hohem Frauenanteil verübt wurden, waren

„Widerstandshandlungen“ (71,3 %) mit großem Abstand vor „vorsätzlich leichten

Körperverletzungen“ (16,1 %).

5.6.5 Einfluss berauschender Mittel

Für das Lagebild wurde ebenfalls erhoben, wieviele der erfassten Gruppen während ihrer

Tatausübung unter Alkoholeinfluss standen. Dies war bei 1.595 Gruppen (53,4 % des

Gruppenaufkommens) der Fall.

Bei den einzelnen Delikten, die unter Alkoholeinfluss durch Gruppen begangen wurden

dominierten Widerstandshandlungen gegen Polizeibeamtinnen und -beamte (58,2 %), gefolgt
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von vorsätzlich leichten Körperverletzungen ( %?), gefährlichen Körperverletzungen (11,9 %)

und Landfriedensbrüchen (5,8 %) aufgeführt.

5.6.6 Altersgruppen und Nationalität

Erkenntnisse zu den Altersgruppen und zur Nationalität, die überwiegend in der Gruppe

vertreten waren, lagen zu 2.859 Gruppen (95,7 % der genannten Fälle, zu denen Angaben zur

Gruppengröße gemacht wurden) vor.

Überwiegende(s) Gruppennationalität / Gruppenalter

(2.859 = 100%)

0% 20% 40% 60% 80%

deutsche Nationalität

nichtdeutsche Nationalität
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Jugendliche

deutsche Nationalität Jugendliche
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______________

___

überwiegende Nationalität

(100%)

überwiegendes Alter

(100%)

80,9 % der 2.859 Gruppen bestanden aus überwiegend deutschen Angehörigen. Bei einer

deliktsspezifischen Auswertung fällt auf, dass Gruppen mit Mitgliedern überwiegend deutscher

Nationalität beim Widerstand gegen Polizeibeamtinnen und -beamte (45,9 %), bei vorsätzlich

leichter und gefährlicher Körperverletzung (15,0 % bzw. 14,1 %), beim Landfriedensbruch

(11,2 %) sowie beim besonders schweren Landfriedensbruch (6,7 %) auftraten. Auch bei den

überwiegend von Ausländern geprägten 546 Gruppen (19,1 %) sind die drei am häufigsten

genannten Delikte Widerstand gegen Polizeibeamtinnen und -beamte (61,4 %), vorsätzlich

leichte Körperverletzung (11,5 %) und gefährliche Körperverletzung (9,0 %).

Angriffe aus Gruppen heraus wurden annährend gleich häufig von Gruppen mit überwiegend

Erwachsenen (31,1 %), Heranwachsenden (30,2 %) und Jungerwachsenen im Alter von 21 bis
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unter 25 Jahren (29,6 %) verübt. Nach Delikten betrachtet liegt der Schwerpunkt der durch

Jugendliche begangenen Delikte beim Widerstand sowie bei vorsätzlich leichter und

gefährlicher Körperverletzung. Heranwachsende dominieren bei Bedrohung, Jungerwachsene

neigen in Gruppen besonders oft zu Landfriedensbruch (auch zu besonders schwerem

Landfriedensbruch) sowie Gefangenenbefreiung. Widerstand und Nötigung werden primär

durch Gruppen mit erwachsenen Mitgliedern begangen.

Länder- und Bundespolizeiverteilung

Im bundesweiten Vergleich zählte Sachsen (99,5 %), gefolgt von Sachsen-Anhalt (97,7 %), die

häufigsten Angriffe aus Gruppen mit Mitgliedern „überwiegend deutscher Nationalität“.

Angriffe aus Gruppen mit „überwiegend nicht deutscher Nationalität“ fanden dabei in Bremen

(36,9 %), dem einwohnerstärksten Bundesland Nordrhein-Westfalen (31,5 %), gefolgt von

Baden-Württemberg (23,7 %) und Schleswig-Holstein (23,5 %) statt. Bei einer regionalen

Auswertung „überwiegender Altersgruppen“ ergaben sich keine Auffälligkeiten.

5.7 Dienstlich eingesetzte Zwangsmittel als Gegenmaßnahme

Für das Lagebild „Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte“ wurden auch die

entgegengebrachten dienstlichen Zwangsmittel erhoben, welche die viktimisierten Beamten bei

Angriffen gegen sie eingesetzt haben. Insgesamt wurde für 26.190 der gemeldeten Fälle der

Einsatz von Zwangsmitteln (inkl. körperlicher Gewalt) registriert, wobei Mehrfachnennungen

zugelassen waren. Das Verhältnis der Anzahl der insgesamt genannten Zwangsmittel zur

Fallzahl variiert dabei je nach Land zwischen 0,33 und 1,08.31

Bei den ergriffenen Gegenmaßnahmen wurde mit über 84,9 % „Körperliche Gewalt“

angewandt. Weit seltener setzten die Beamten „Reizstoffsprühgeräte“ gegen die Täter ein

(10,5 %). Auf den Einsatz von „Schlagstock/Einsatzmehrzweckstock“ (3,4 %), „Diensthund“

(0,6 %) und „Schusswaffe“ (0,5 %) wurde nur selten zurückgegriffen.

31 Elf Bundesländer sowie die Bundespolizei weisen Quoten unter eins auf.
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Dienstlich eingesetzte Zwangsmittel gegen Tatverdächtige

(26.190 = 100%)
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Bezogen auf die verschiedenene Delikte der Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte sind

lediglich in wenigen Bereichen bei der Nutzung dienstlicher Zwangsmittel Auffälligkeiten zu

verzeichnen: nur bei Totschlagsdelikten gegen Polizisten und besonders schwerem

Landfriedensbruch werden „Reizstoffsprühgeräte“ (27,6 % bzw. 21,1 %) und „Schusswaffen“

(13,8 % bzw. 14,1 %) überdurchschnittlich häufig eingesetzt.
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6 Ergebnisse der polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) zu „Gewalt gegen

Polizeibeamtinnen und -beamte“

6.1 Abbildungsmöglichkeiten in der PKS

Bis einschließlich 2008 wurde die Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte in der

PKS nur unzureichend abgebildet. Rückschlüsse konnten nur aus dem Straftatenschlüssel

621000 „Widerstand gegen die Staatsgewalt“ (§§ 111, 113, 114, 120, 121 StGB) gezogen

werden, unter dem alle Fälle, die sich nicht allein auf Polizeibeamtinnen und -beamte als Opfer,

sondern auch auf andere - die Staatsgewalt verkörpernde Personen - erfasst werden (s. G17).

Mit der Einführung des sechsstelligen Straftatenschlüssels zum Berichtsjahr 2009 wurde

erstmalig eine Detaillierung nach „Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte“ (§ 113 StGB)

sowie nach den separaten Indikatorendelikten32 „Gefangenenbefreiung“ (§120 StGB),

„Gefangenenmeuterei“ (§ 121 StGB), „Landfriedensbruch“ (§ 125 StGB) und „besonders

schwerer Landfriedensbruch“ (§ 125a StGB) vorgenommen. Zum 01.01.2010 wurde zusätzlich

der Straftatenschlüssel 621021 „Widerstand gegen Polizeivollzugsbeamte“ (§ 113 StGB) als

Unterschlüssel zu „Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte“ (621020) eingeführt.

Abbildung G17 zeigt den Verlauf des Straftatenaufkommens „Widerstand gegen die

Staatsgewalt“ in der Bundesrepublik seit 1993.
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32 Die Indikatorendelikte stehen indirekt für die Bereitschaft zur Gewaltanwendung gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -
beamte.
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Wie zu erkennen, sind die Fälle von Widerstand gegen die Staatsgewalt von 1993 bis 2011 um

24,9 % gestiegen. Im Jahr 2009 ist ein deutlicher Rückgang zu verzeichnen, der sich 2011

abgeschwächt hat.

Seit dem 01.01.2011 wird in der Kriminalstatistik erstmalig eine detaillierte Erfassung u.a. nach

den „Merkmalen“ Polizeivollzugsbeamte, Zollbeamte, JVA-Beamte und sonstige

Vollstreckungsbeamten im bundesweiten Katalog „Geschädigtenspezifik“ durchgeführt

(s. Kap. 6.3). Diese Merkmale sind für alle Opferschlüssel erfassbar.

Auf Basis der „Geschädigtenspezifik“ stehen für die Betrachtung der Gruppe

„Vollstreckungbeamte und Rettungsdienste“33 folgende PKS-Tabellen zur Verfügung:

- Tabelle 943

Geschädigtenspezifik (Opfer) hier: Vollstreckungsbeamte und Rettungsdienste

Sie bildet die Merkmale

o Beruf/Tätigkeit (insgesamt)

o Vollstreckungsbeamte im Sinne der §§ 113, 114 StGB insgesamt

o Polizeivollzugsbeamte

o Zoll (Vollstreckungsbeamte)

o JVA (Vollstreckungsbeamte)

o Sonstige Vollstreckungsbeamte im Sinne der §§ 113, 114 StGB

o Rettungsdienste insgesamt

o Feuerwehr

o Sonstige Rettungsdienste

ab.

- Tabelle 231

Angaben zum Tatverdächtigen beim aufgeklärten Fall bei Straftaten gegen Vollstre-

ckungsbeamte und Rettungsdienste

Sie bietet eine Übersicht darüber, ob die ermittelten Tatverdächtigen bei Straftaten (nur

Opferdelikte) gegen Vollstreckungsbeamte und Rettungsdienste allein gehandelt haben,

bereits als Tatverdächtiger in Erscheinung getreten waren und/oder unter Alkoholeinfluss

standen.

33 Die Merkmale „Polizei“, „Feuerwehr“ und „sonstige Rettungsdienste“ werden nur erfasst, wenn die Tatmotivation in der
Dienst-/Berufsausübung der genannten Personengruppen begründet ist oder in Beziehung dazu steht (sachlicher Zusammen-
hang mit der Dienst-/Berufsausübung).
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- Tabelle 232

Angaben zum Tatverdächtigenalter bei Straftaten gegen Vollstreckungsbeamte und Ret-

tungsdienste

Sie gibt eine Übersicht über die Altersstruktur der ermittelten Tatverdächtigen bei Strafta-

ten (nur Opferdelikte) gegen Vollstreckungsbeamte und Rettungsdienste. Eine Differen-

zierung nach vollendeter bzw. versuchter Tat erfolgt nicht.

6.2 Fallentwicklung von 2010 auf 2011

Die Abbildung T11 vermittelt einen Überblick über die erfassten Fälle, Häufigkeitszahlen und

Aufklärungsquoten des Deliktsbereichs „Widerstand gegen die Staatsgewalt und Straftaten

gegen die öffentliche Ordnung“.

Fallzahlen, Häufigkeitszahlen und Aufklärungsquoten nach Delikten, PKS

T11

2011 2010 2011 2010 2011 2010

620000 Widerstand gegen die Staatsgewalt und Straftaten gegen die

öffentliche Ordnung §§ 111, 113, 114, 120, 121, 123-127,

129, 130-134, 136, 138, 140, 145, 145a, 145c, 145d StGB

darunter:

121.765 124.870 -2,5 13 13 89,3 89,7

621000 Widerstand gegen die Staatsgewalt

§§ 111, 113, 114, 120, 121 StGB

22.839 23.372 -2,3 12 12 98 98,1

621020 Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte §113 StGB 21.823 22.223 -1,8 62 74 98,9 99,0

621021 Widerstand gegen Polizeivollzugsbeamte §113 StGB 21.257 21.498 -1,1 26 29 98,9 99,0

621029 Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte

(ohne Polizeivollzugsbeamte) §113 StGB

566 725 -21,9 55 55 98,4 98,3

621030 Widerstand gegen gleichgestellte Personen 139 177 -21,5 53 52 96,4 97,2

621040 Gefangenenbefreiung §120 StGB 516 575 -10,3 21 21 89,1 92,0

621050 Gefangenenmeuterei §121 StGB 12 21 x 25 26 100 100,0

623000 Landfriedensbruch §§ 125, 125a StGB 1.804 1.815 -0,6 28 25 65,7 76,1

623010 Landfriedensbruch § 125 StGB 1.339 1.286 4,1 32 32 65,6 75,6

623020 Besonders schwerer Landfriedensbruch

§ 125a StGB

465 529 -12,1 27 25 66,2 77,3

PKS-

Schlüssel
Straftaten(gruppen)

Widerstand gegen die Staatsgewalt und Straftaten gegen die

öffentliche Ordnung (PKS-Schlüssel: 620000)

erfasste

Fälle

Häufigkeits-

zahl*

Aufklärungs-

quote (%)
Veränderung

in %

Im Jahresvergleich sind die erfassten Fälle von 124.870 um 2,5 % auf 121.765 in 2011

zurückgegangen. Überdurchschnittliche Rückgänge (bei geringen absoluten Zahlen) wurden

beim Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte – ohne Polizeivollzugsbeamte – (-21,9 %) und

beim Widerstand gegen gleichgestellte Personen (-21,5 %) festgestellt.

Im Jahr 2011 wurden beim Widerstand gegen Polizeivollzugsbeamte 21.257 Fälle registriert,

siehe Abbildung T12. Dies entspricht einem Rückgang von 1,1 % im Vergleich zum Vorjahr (-

241 Fälle). Die Aufklärungsquote (AQ) blieb mit einem Anteil von 98,9 % auf dem Niveau von



„Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte“ Lagebild 2011

Seite 53 von 80

2010 (99,0 %), wobei die hohe AQ der Tatsache geschuldet ist, dass die Täter bei

Widerstandshandlungen direkt mitgeführt bzw. verhaftet werden.

Fallaufkommen in PKS und Lagebild nach Ländern und Bundespolizei im Vergleich

T12

PKS Lagebild Differenz

Baden-Württemberg 1.415 1.681 -266

Bayern 1.491 1.366 125

Berlin 2.130 1.990 140

Brandenburg 643 352 291

Bremen 366 306 60

Hamburg 941 522 419

Hessen 1.246 519 727

Mecklenburg-Vorpommern 409 384 25

Niedersachsen 2.189 2.189 0

Nordrhein-Westfalen 5.695 3.885 1.810

Rheinland-Pfalz 1.065 655 410

Saarland 378 342 36

Sachsen 945 879 66

Sachsen-Anhalt 637 598 39

Schleswig-Holstein 1.036 511 525

Thüringen 671 464 207

Bundespolizei 1.099 534 565

Insgesamt (ohne Bundespolizei) 21.257 16.643 4.614

Insgesamt 22.356 17.177 5.179

Land / Bundespolizei
erfasste Fälle 2011

Widerstand gegen Polizeivollzugsbeamte

(PKS-Schlüssel: 621021)

*) Für Hessen wurde für das Jahr 2011 eine gesonderte Erhebung und Auswertung von Angriffen auf Polizeibeamtinnen und
-beamte im Rahmen geschlossener Einheiten durchgeführt. 89 Fälle sind nicht in das Lagebild eingeflossen.

Die im Jahr 2011 verzeichnete Gewalt gegenüber Polizeibeamtinnen und -beamten im Lagebild

durch Widerstandshandlungen mit 17.177 registrierten Fällen (inkl. Bundespolizei) differiert

dabei deutlich zu den 21.257 in der PKS erfassten Widerständen gegen

Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte (inkl. Bundespolizei). Die hohen Diskrepanzen sind

auf ein breit gefächertes Spektrum von methodischen Differenzen und Fehlerquellen

zurückzuführen (z.B. Zusammenstelllung der Zahlen aus unterschiedlichen Vorgangssystemen

innerhalb der Länder). Die Fallzahlen der PKS wurden gemäß den PKS-Erfassungsregeln

erfasst.
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Länder- und Bundespolizeiverteilung

Abbildung T13 verdeutlicht die Fall- und Häufigkeitszahlen sowie die Aufklärungsquoten von

Fällen des „Widerstand gegen Polizeivollzugsbeamte“ für die einzelnen Länder und das

gesamte Bundesgebiet aus der PKS (ohne Bundespolizei).

Fallzahlen, Häufigkeitszahlen und Aufklärungsquoten nach Ländern, PKS

T13

2011 2010 2011 2010 2011 2010

Berlin 2.130 2.529 -15,8 62 74 97,6 97,2

Bremen 366 362 1,1 55 55 99,5 99,4

Hamburg 941 922 2,1 53 52 97,2 99,3

Schleswig-Holstein 1.036 1.064 -2,6 37 38 99,0 99,9

Saarland 378 388 -2,6 37 38 99,2 99,2

Nordrhein-Westfalen 5.695 5.667 0,5 32 32 98,9 99,0

Thüringen 671 671 0,0 30 30 99,1 99,3

Niedersachsen 2.189 2.010 8,9 28 25 99,3 99,5

Rheinland-Pfalz 1.065 1.004 6,1 27 25 99,5 99,7

Sachsen-Anhalt 637 603 5,6 27 26 99,2 99,0

Brandenburg 643 735 -12,5 26 29 98,6 98,2

Mecklenburg-Vorpommern 409 429 -4,7 25 26 97,3 97,9

Sachsen 945 903 4,7 23 22 99,6 99,3

Hessen 1.246 1.281 -2,7 21 21 99,6 100,0

Baden-Württemberg 1.415 1.406 0,6 13 13 99,4 99,0

Bayern 1.491 1.524 -2,2 12 12 99,8 99,5

Summe 21.257 21.498 -1,1 26 26 98,9 99,0

Land

Widerstand gegen Polizeivollzugsbeamte

(PKS-Schlüssel: 621021)

erfasste

Fälle

Häufigkeits-

zahl*

Aufklärungs-

quote (%)
Veränderung

in %

*) Häufigkeitszahl = Fälle pro 100.000 Einwohner.

Bezogen auf die Einwohner sind die Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg am stärksten

belastet, bei den Flächenstaaten sind dies Saarland, Schleswig-Holstein und Nordrhein-

Westfalen. Bayern und Baden-Württemberg weisen die niedrigste Belastung auf. Insgesamt

sind Fälle von Widerstand gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte leicht

zurückgegangen (-1,1 %). Starke Rückgänge wurden in Berlin (-15,8 %) und Brandenburg (-

12,5 %) verzeichnet. In Niedersachsen hingegen wurden eine deutliche Zunahme von 8,9 %

registriert.34
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6.3 Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte als Opfer

Mit der 2011 eingeführten Geschädigtenspezifik können Polizeivollzugsbeamtinnen und -

beamte als Opfer bei allen vollendeten und versuchten Straftaten gesondert erfasst werden, zu

denen eine Opfererfassung („O“) in der PKS vorgesehen ist.35

Opfer: Vollstreckungsbeamte und Polizeivollzugsbeamte, PKS-Tabelle 943

T14

insgesamt Versuch insgesamt Versuch

010000 Mord § 211 StGB 889 24 23 23 22

020010 Totschlag § 212 StGB 1.641 72 72 70 70

210000 Raub, räuberische Erpressung und

räuberischer Angriff auf Kraftfahrer

§§ 249-252, 255, 316a StGB
54.512 81 24 67 20

222000 Gefährliche und schwere Körper-

verletzung §§ 224, 226, 231 StGB
169.044 3.441 1.715 3.326 1.675

224000 (Vorsätzliche leichte) Körper-
verletzung § 223 StGB 408.703 11.679 4.184 11.308 4.128

232300 Bedrohung § 241 StGB 112.270 3.267 0 2.942 0

621021 Widerstand gegen Polizeivollzugsbeamte

§ 113 StGB 38.637 36.716 0 35.636 0

964.944 56.716 6.225 54.843 6.091

darunter

PVB

Insgesamt für Delikte mit

Opfererfassung

Opfer

insgesamt

(100 %)

Straftaten(gruppe)*
PKS-

Schlüssel

Vollstreckungsbeamte im
Sinne der

§§ 113, 114 StGB

*) Die Auflistung ist nicht vollständig.

2011 wurden in der PKS insgesamt 964.944 Opfer (einschließlich Versuche) registriert. Der

Anteil der Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte lag mit 54.843 Opfern bei 5,7 %. Davon

waren 46.259 (84,3 %) männlich und 8.584 (15,7 %) weiblich.

Bei den Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten dominierte der Widerstand gegen

Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte mit 35.636 Opfern (65,0 %), gefolgt von vorsätzlich

leichter Körperverletzung mit 11.308 (20,6 %). Die gefährliche und schwere Körperverletzung

weist einen Anteil von 6,1 %, die Bedrohung von 5,4 % auf. Polizeivollzugsbeamtinnen und -

beamte wurden selten Opfer von Mord, Totschlag und Raub.

34 Bsp. Castortransporte.
35 Die Erfassung des Merkmals „Polizeivollzugsbeamte“ erfolgt nur, wenn die Tatmotivation in der Dienst-/Berufsausübung
begründet ist oder in Beziehung dazu steht (s. Kapitel 6.1, Fußnote 29).
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Im Vergleich zur PKS waren im Lagebild insgesamt 52.556 und bei Widerstandshandlungen

33.330 Polizeibeamtinnen und -beamte als Opfer erfasst (PKS: 54.843 bzw. 35.636). Die

Differenzen fallen hier wesentlich geringer aus als bei den Fällen (s. Kap. 6.2).

6.4 Tatverdächtige bei Straftaten gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte

6.4.1 Alter- und Geschlechtsstruktur

Im Jahr 2011 registrierte die PKS 27.166 Tatverdächtige im Zusammenhang mit Straftaten

gegen Polizeibeamtinnen und -beamte. 23.593 Tatverdächtige (86,9 %) waren männlich. Vier

von fünf ermittelten Tatverdächtigen waren Erwachsene (ab 21 Jahre). Beim Widerstand gegen

Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte dominierten die männlichen Tatverdächtigen mit

einem Anteil von 87,3 %, also leicht mehr als bei Gewaltaten gegen Polizeivollzugsbeamtinnen

und -beamte insgesamt.

Abbildung T15 zeigt die Alters- und Geschlechtsstruktur der Tatverdächtigen bei Straftaten

gegen Polizeivollzugsbeamte in ausgewählten Straftaten(gruppen):

Tatverdächtige bei Straftaten gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte: Alter- und Ge-
schlechtsstruktur, PKS-Tabelle 232

T15

21 < 25 >= 25
010000 Mord § 211 StGB 15 14 1 0 0 1 3 11

020010 Totschlag § 212 StGB 34 31 3 0 1 3 5 25

210000 Raub, räuberische Erpressung und

räuberischer Angriff auf Kraftfahrer

§§ 249-252, 255, 316a StGB

61 58 3 3 2 8 11 39

222000 Gefährliche und schwere Körperverletzung

§§ 224, 226, 231 StGB

1.825 1.582 243 8 179 305 381 968

224000 (Vorsätzliche leichte) Körperverletzung §

223 StGB

6.073 5.046 1.027 23 445 809 1.110 3.749

232300 Bedrohung § 241 StGB 1.662 1.580 82 4 141 209 257 1.068

621021 Widerstand gegen Polizeivollzugsbeamte §

113 StGB

19.295 16.845 2.450 58 1.447 2.639 3.488 11.696

27.166 23.593 3.573 96 2.107 3.825 5.003 16.666Straftaten insgesamt**

Heranw.

18 < 21

Erwachsene

PKS-

Schlüssel
Straftaten(gruppen)*

Tatverdächtige bei Straftaten gegen PVB

TV

insgesamt*

Geschlecht Alter

männl. weibl.
Kinder

< 14

Jugendl.

14 < 18

*) Die Auflistung ist nicht vollständig.

**) Die Addition der Altersklassen bei den Merkmalen der Geschädigtenspezifik ergibt nicht die Summe der Tatverdächtigen
insgesamt. Hier besteht eine abweichende Zählung zur PKS-Tabelle 20 „Tatverdächtige nach Alter und Geschlecht“. Wenn ein
Tatverdächtiger im Berichtsjahr mehrmals mit unterschiedlichen Altersangaben (Alter zur Tatzeit) ermittelt wurde, die
unterschiedlichen Altersklassen zugeordnet sind, wird er je betroffener Altersklasse einmal gezählt. In der Summe wird er aber
nur einmal gezählt (VAZ).
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Im Lagebild wurden bei Straftaten insgesamt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte

28.324 Tatverdächtige registriert (PKS: 27.166). Im Vergleich zur PKS gilt bei der

Gegenüberstellung beider Erkenntnisquellen jedoch zu beachten, dass unterschiedliche

Zählweisen – echte Tatverdächtige bei der PKS, nicht-echte Tatverdächtige im Lagebild

(Mehrfachzählung) – eine Vergleichbarkeit der Zahlen prinzipiell verbietet.

6.4.2 Weitere Angaben zu den Tatverdächtigen

Von den insgesamt 27.166 im Jahr 2011 wegen Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -

beamte in der PKS als tatverdächtig erfassten Personen haben 25.048 (92,2 %) ihre Taten allein

begangen, siehe Abbildung T16. Bei einer Betrachtung einzelnen Phänomene im diesem

Kontext ist festzustellen, dass bei vorsätzlicher leichter Körperverletzung, Bedrohung,

Totschlag und Widerstand gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte dieser Anteil bei über

90,0 % liegt.

Bereits bei der Polizei als Tatverdächtige in Erscheinung getreten waren insgesamt 19.637 der

27.166 Tatverdächtigen (72,3 %).36 Über diesem Durchschnitt lag hier der Anteil z.B. bei

Bedrohung (83,8 %) und vorsätzlicher leichter Körperverletzung (73,2 %). Beim Widerstand

gegen Polizeibeamtinnen und -beamte lag der Anteil bei 69,4 %.

Im Jahr 2011 standen nach polizeilichem Erkenntnisstand bei der Tatausführung 18.113

Tatverdächtige unter Alkoholeinfluss (66,7 % aller Tatverdächtigen bei Straftaten gegen

Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte). Beim Widerstand gegen Polizeivollzugsbeamtinnen

und -beamte waren etwas weniger als der Durchschnitt (64,7 %) alkoholisiert. Fast drei von

vier Tatverdächtigen (72,4 %) begingen die vorsätzlich leichte Körperverletzung gegen

Polizeivolzugsbeamte unter Alkoholeinfluss.

Wie unter Kapitel 6.4.1 bereits erläutert, ist ein unmittelbarer Vergleich zu den Zahlen im

Lagebild auf Grund der unterschiedliche Zählweisen – echte Tatverdächtige bei der PKS, nicht-

echte Tatverdächtige im Lagebild – nur sehr eingeschränkt möglich.

36 Als Tatverdächtiger bereits in Erscheinung getreten“ ist nicht mit „vorbestraft“ gleichzusetzen. Voraussetzung ist auch nicht,
dass vorher gleichartige Straftaten festgestellt wurden.
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Tatverdächtige bei Straftaten gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte: Alleinhandelnde,
bereits in Erscheinung getretene, unter Alkoholeinfluss stehende, PKS-Tabelle 231

T16

Anzahl
in % an

Spalte 3
Anzahl

in % an

Spalte 3
Anzahl

in % an

Spalte 3

010000 Mord § 211 StGB 15 10 66,7 11 73,3 3 20,0

020010 Totschlag § 212 StGB 34 31 91,2 23 67,6 12 35,3

210000 Raub, räuberische Erpressung und

räuberischer Angriff auf Kraftfahrer

§§ 249-252, 255, 316a StGB

61 34 55,7 45 73,8 28 45,9

222000 Gefährliche und schwere

Körperverletzung
§§ 224, 226, 231 StGB

1.825 1.404 76,9 1.289 70,6 1.060 58,1

224000 (Vorsätzliche leichte) Körper-
verletzung § 223 StGB

6.073 5.877 96,8 4.448 73,2 4.399 72,4

232300 Bedrohung § 241 StGB 1.662 1.549 93,2 1.393 83,8 1.152 69,3

621021 Widerstand gegen Polizeivollzugsbeamte §

113 StGB

19.295 17.418 90,3 13.395 69,4 12.491 64,7

27.166 25.048 92,2 19.637 72,3 18.113 66,7Straftaten insgesamt

ins-

gesamt

(100 %)**

Tatverdächtige bei Straftaten gegen PVB

PKS-
Schlüssel

Straftaten(gruppen)*
allein-

handelnd

bereits in

Erscheinung

getreten

unter

Alkoholeinfluss

*) Die Auflistung ist nicht vollständig.

**) Die Addition der Tatverdächtigen der ausgewiesenen PKS-Straftatenschlüssel ergeben aufgrund der „Echt-
Tatverdächtigenzählung“ in ihrer Summe nicht die Tatverdächtigenanzahl der Straftaten insgesamt.



„Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte“ Lagebild 2011

Seite 59 von 80

7 Vergleich der Lagebilder 2010 (2. Halbjahr) und 2011

Mit dem Umlaufbeschluss vom 18. November 2009 beauftragte der AK II den UA FEK

gemeinsam mit der AG Kripo, ein Umsetzungskonzept für ein bundesweit einheitliches

Lagebild „Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte“ zu entwickeln. Zur

Erledigung dieses Auftrags wurde auf der 43. Sitzung des UA FEK am 11. Januar 2010 die

BLPG „Gewalt gegen Polizeibeamte - Lagebilderstellung“ unter Federführung des Landes

Berlin eingerichtet, die sowohl mit der Erstellung eines „vorläufigen Lagebilds für das zweite

Halbjahr 2010“ als auch mit der Erarbeitung des abschließenden „Erhebungsrasters 2011“

betraut war. Im Folgenden werden die Ergebnisse des federführend für die BLPG durch das

BKA erstellte Lagebild „Gewalt gegen Polizeibeamte“ 2. Halbjahr 2010 mit den Daten des hier

vorgelegten Lagebilds 2011 verglichen.37

Bei dem Vergleich ist zu beachten, dass inhaltlich im Jahr 2011 die Phänomene

Landfriedensbruch (gem. §§ 125, 125a StGB), Gefangenenbefreiung (§ 120 StGB) und

Gefangenenmeuterei (§121 StGB) zusätzlich aufgenommen wurden. Diese sind mit einem

Anteil von insgesamt 1.106 (4,0 % aller erfassten Fälle) bei einem Vergleich zu

berücksichtigen. Für das 2.Halbjahr 2010 erfolgte hierzu lediglich eine Auswertung der

Polizeilichen Kriminalstatistik. Zudem wurden bei der Darstellung der Ergebnisse des Jahres

2010 die Daten eines Bundeslandes nicht berücksichtigt, da die Daten nicht gem.

Erhebungsraster zugeliefert werden konnten. Unter methodischen Aspekten ist zu

berücksichtigen, dass für das 2. Halbjahr 2010 nicht durchgängig ausgangsstatistische Daten

zugeliefert wurden und damit der Erfassungszeitraum der betroffenen drei Länder von denen

der anderen Länder abwich.

37
Vgl. Kapitel 2.1.
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7.1 Vergleich der zentralen Aussagen

7.1.1 Fallaufkommen

Im 2. Halbjahr 2010 wurden insgesamt 12.124 Fälle der Gewalt gegen

Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte erfasst. Dies entspricht etwas weniger als der Hälfte

der 27.850 im Jahr 2011 erfassten Fälle, wenn das Fehlen der Daten eines Landes) und der

2010 nicht für das Lagebild erfassten Delikte Landfriedensbruch und Gefangenenbefreiung

bzw. –meuterei berücksichtigt wird (reduzierte Gesamtzahl für 2011: 25.711). Eine Angabe zur

Steigerungsrate (ca. 6%) erscheint angesichts der unterschiedlichen Datenbasis nur sehr

eingeschränkt möglich.

Bundesweite Verteilung der Fallzahlen für versuchte und vollendete Gewaltdelikte an Polizeibe-
amtinnen und -beamten in 2010 und 2011

T17

erfasste Fälle

(ohne Indikatoren-

delikte)

HZ**

erfasste Fälle

(ohne Indikatoren-

delikte)

HZ**

erfasste Fälle

(mit Indikatoren-

delikten)

HZ**

Baden-Württemberg 931 9 2.703 25 2.719 25

Bayern 2.128 17 4.016 32 4.116 33

Berlin 1.604 47 3.552 103 4.063 117

Brandenburg 209 8 587 23 589 24

Bremen 188 28 398 60 401 61

Hamburg (k.A.) (k.A.) 947 53 1.033 58

Hessen 615 10 695 11 705 12

Mecklenburg-Vorpommern 287 17 550 33 554 34

Niedersachsen 1.435 18 3.054 39 3.218 41

Nordrhein-Westfalen 2.496 14 4.548 25 4.572 26

Rheinland-Pfalz 412 10 1.023 26 1.029 26

Saarland 189 19 466 46 483 47

Sachsen 581 14 1.129 27 1.141 27

Sachsen-Anhalt 134 6 806 35 929 40

Schleswig-Holstein 323 11 623 22 629 22

Thüringen 191 9 620 28 627 28

Bundespolizei* 401 x 1.030 x 1.042 x

Insgesamt 12.124 15 26.747 33 27.850 33

Land / Bundespolizei

2010 (2. HJ) 2011

*) Die Fallzahl der BPol gemeldeten Fälle lassen sich keinem bestimmten Bundesland zuordnen.

**) Häufigkeitszahl = Fälle pro 100 000 Einwohner.

Gemessen an der Häufigkeitszahl waren jeweils die Länder Berlin und Bremen am stärksten

von Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte betroffen.
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7.1.2 Phänomene

Nach wie vor nehmen die Fälle des Widerstands gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -

beamte, gefolgt von leichter und gefährlicher Körperverletzung, den größten Anteil der

berichteten Fälle der Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte ein.

Verteilung der Fallzahlen nach Delikten im Vergleich zu 2010 (2. HJ) und 2011

T18

2010

(2. HJ)*
2011

Widerstand gegen Polizeibeamte 7.339 17.177 17,0

(vorsätzlich leichte) Körperverletzung 3.015 6.184 2,6

gefährliche Körperverletzung 677 1.664 22,9

Bedrohung 622 1.230 -1,1

Nötigung 163 404 23,9

Raubdelikte 10 37 85,0

Totschlag 18 25 -30,6

Mord 4 10 25,0

schwere Körperverletzung 60 9 -92,5

Freiheitsberaubung 7 4 -71,4

Körperverletzung mit Todesfolge 0 0 0,0

erfasste Fälle
Veränderung**

in %
Delikte (inkl. Versuche)

*) ohne Brandenburg und Hamburg.

**) Veränderung unter Berücksichtigung der differierenden Erhebungsdauer (Verdopplung der Daten für 2010).

7.1.3 Opfer

Im 2. Halbjahr 2010 waren insgesamt 19.492 Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte von

gegen sie gerichteten Gewaltdelikten betroffen. Im (Gesamt-) Jahr 2011 lag die Anzahl bei

52.556 Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten. Zu berücksichtigen ist, dass - anders als im

Lagbild 2. Halbjahr 2010 - die Daten aus Hamburg und Daten aller Länder zu den Phänomenen

Landfriedensbruch (gem. §§ 125, 125a StGB), Gefangenenbefreiung (§ 120 StGB) und

Gefangenenmeuterei (§121 StGB) enthalten sind. Wenn diese im Lagebild 2011 enthaltenen

Daten zu Vergleichszwecken herausgerechnet werden, ergibt sich eine Gesamtzahl

geschädigter Polizeibeamtinnen und -beamter von 49.764. Selbst unter Berücksichtigung der

unterschiedlichen Erfassungsmodalitäten ist damit ein deutlicher Anstieg von mehr als 27 %

geschädigter Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamter zu verzeichnen.

In beiden Berichtsjahren wurden Polizisten am häufigsten Opfer von Widerstand, leichter und

gefährlicher Körperverletzung sowie Bedrohung.
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Die Geschlechterverteilung der geschädigten weiblichen (16 %) und männlichen (84 %)

Polizeivollzugsbeamten ist in beiden Berichtsjahren konstant geblieben. Eine Betrachtung der

unterschiedlichen Belastungen je Phänomen erfolgt an dieser Stelle nicht, da keine

Informationen dazu vorliegen, wie die Geschlechterverteilung der jeweils insgesamt

eingesetzten Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte war. Gleiches gilt für die Betrachtung der

jeweiligen Geschädigtendaten der Länder.

Die Verletzungskategorien blieben in den beiden Berichtsjahren nahezu gleich (s. T19):

Verletzungskategorie der geschädigten Polizeibeamtinnen und -beamten in 2010 und 2011

T19

2010
(2. HJ)*

2011

nicht verletzt 76,1 77,9

leicht verletzt 23,4 21,5

schwer verletzt 0,5 0,6

getötet 0,0 0,0

Verletzungskategorien

Insgesamt in %

*) ohne Bremen, Hamburg und Niedersachsen.

Zur Dauer der Dienstunfähigkeit lagen für das 2. Halbjahr 2010 lediglich aus zwölf Ländern

Daten vor, so dass ein belastbarer Vergleich zu 2011 nicht möglich ist.

Die Verteilung der Funktionsbereiche, in denen die geschädigten Polizeivollzugsbeamtinnen

und -beamte zum Zeitpunkt des Angriffs tätig waren, ist in den beiden Berichtsjahren

annähernd gleich.

Funktionsbereich der geschädigten Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten in 2010 und 2011

T20

2010
(2. HJ)*

2011

Streifendienst 84,7 81,5

Einsatzeinheit 2,1 2,3

sonstige Funktionsbereiche 9,5 11,0

Ermittlungsdienst / Kriminalpolizei 3,7 5,2

Funktionsbereiche

Insgesamt in %

*) ohne Hamburg, Niedersachsen und Sachsen.
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7.1.4 Tatumstände

Sowohl im 2. Halbjahr 2010 als auch 2011 kam es auf öffentlichen Straßen, Wegen, Plätzen

mit 45 % bzw. 46 % am häufigsten zu Übergriffen, gefolgt von Angriffen in privaten

Räumlichkeiten (jeweils 19 %) und Angriffen in der Polizeidienststelle (8 % bzw. 9 %).

In beiden Lagebildern wurde eine Dominanz von Einsatzlagen des täglichen Dienstes (87,8 %

bzw. 79,8 %), in denen es zu Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte kam,

deutlich. Hier wiederum lag im 2. Halbjahr 2010 bei den einer konkreten Unterkategorie

zugeordneten Anlässen die „Kriminalitätsbekämpfung“ mit 21,9 %, gefolgt von „verbalen oder

tätlichen Auseinandersetzungen“ mit 17,4 % vorne. Im Jahr 2011 war die Reihenfolge

umgekehrt. „Verbale oder tätliche Auseinandersetzungen“ waren in 19,6 %, die

„Kriminalitätsbekämpfung“ in 16,3 % der jeweilige Anlass, bei dem es zur Gewalthandlung

gegen Polizeibeamtinnen und -beamte kam.

Bei den besonderen Anlässen dominierten im 2. Halbjahr 2010 „Sonstige Veranstaltungen“

(4,8 %), 2011 „Sonstige Einsatzanlässe“ (9,9 %).

Zu Gewaltdelikten zum Nachteil von Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte kam es in beiden

Berichtszeiträumen meist im Zusammenhang mit Festnahmen/Gewahrsamnahmen (37,7 %

bzw. 33,5 %) sowie mit Identitätsfeststellungen/Sachverhaltsaufklärungen (24,7 % bzw.

32,3 %).

Schlagen mit Hand oder Faust sowie Tritte waren im 2. Halbjahr 2010 als auch 2011 die

zentralen Aktivitäten, die gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte zum Einsatz kamen.

Allerdings liegt auch der Anteil der passiven Verweigerung (17,5 % bzw. 17,8 %)

verhältnismäßig hoch, was jedoch damit zu erklären ist, dass Mehrfachnennungen möglich

waren und es sich hier um eine miterfasste Vorstufe einer eskalierenden Auseinandersetzung

handeln dürfte.

Bei den für Gewaltdelikte gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte eingesetzten

Tatmittel erfolgte einer Unterteilung in mitgeführt, gedroht und eingesetzt. Insgesamt betrachtet

wurden am häufigsten Hieb- und Stichwaffen registriert, die jedoch in erste Linie mitgeführt

(118 bzw. 310) wurden. Zum Einsatz kamen jeweils überwiegend Wurfgegenstände (138 bzw.

524).
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7.1.5 Tatverdächtige

Im 2. Halbjahr 2010 wurden insgesamt 12.266 Tatverdächtige wegen Delikten der Gewalt

gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte registriert, im Jahr 2011 lag die Zahl bei 28.324.

Unter Berücksichtigung nichterfasster Kriminalitätsbereiche 2010 bzw. der fehlenden Daten

eines Bundeslandes liegt die Vergleichzahl 2011 bei 26.122. Damit ist für 2011 ein Anstieg

anzunehmen. Zu berücksichtigen sind jedoch Fehlerfassungen in beiden Lagebildern sowie die

Mehrfachzählung von Tatverdächtigen, die mehrmals im Berichtsjahr als Tatverdächtige im

Zusammenhang mit Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte erfasst wurden.

Tatverdächtige nach Delikten in 2010 und 2011

T21

2010
(2. HJ)*

2011

Widerstand gegen Polizeibeamte 59,8 62,4

(vorsätzlich leichte) Körperverletzung 23,9 21,8

gefährliche Körperverletzung 5,4 5,4

Bedrohung 5,1 4,4

Nötigung 1,4 1,4

Raubdelikte 0,1 0,1

Totschlag 0,2 0,1

Mord 0,1 0,0

schwere Körperverletzung 0,5 0,0

Freiheitsberaubung 0,1 0,0

Körperverletzung mit Todesfolge 0,0 0,0

Tatverdächtige in %

Delikte (inkl. Versuche)

*) ohne Bremen, Brandenburg und Hamburg. Bayern hat die Daten zu Tatverdächtigen aus der PKS geliefert.

Die Geschlechterverteilung der Tatverdächtigen war in beiden Lagebildern gleich und lag bei

einem Anteil männlicher Tatverdächtiger von 87,0 %. Sowohl im 2. Halbjahr 2010 als auch im

Jahr 2011 waren männliche Tatverdächtige bei Bedrohung mit 94,0 % bzw. 95,4 %, weibliche

Tatverdächtige hingegen bei einfacher Körperverletzung mit 16,0 % bzw. 16,6 %

überrepräsentiert.

Erwachsene, d.h. Personen, die älter als 21 Jahre alt sind, machten sowohl im 2. Halbjahr 2010

als auch im Jahr 2011 mit 76,0 % bzw. 75,1 % den Großteil aller Tatverdächtigen aus. Auch

die Belastung der Jugendlichen mit 7,0 % bzw.7,3 % sowie der Heranwachsenden mit 15 %

bzw. 17,3 % blieb in beiden Lagebildern ungefähr gleich. Im Vergleich zur Altersstruktur der

Tatverdächtigen insgesamt (2011: 9,7 %) bzw. bei Gewaltdelikten (16,1 %) in der PKS sind
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jedoch Heranwachsende bei Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte

überrepräsentiert.

Sowohl im Lagebild „Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte“ des 2. Halbjahres 2010

als auch des Jahres 2011 waren 80,0 % bzw. 80,6 % der registrierten Tatverdächtigen deutsche

Staatsangehörige. Der Anteil liegt damit über dem der deutschen Tatverdächtigen, den die PKS

2011 insgesamt (77,1 %) sowie für Gewaltkriminalität (75,2 %) ausweist.

Der Anteil der Tatverdächtigen, die während ihrer Tatausübung unter dem Einfluss

berauschender Mittel standen, lag in beiden Berichtszeiträumen bei ca. 71,0 %. Ebenfalls

nahezu identisch sind die Ausprägungen der jeweiligen Art der berauschenden Mittel (s. T22):

Anteil der Tatverdächtigen unter Einfluss von berauschenden Mitteln in 2010 und 2011

T22

2010
(2. HJ)*

2011

unter Alkoholeinfluss 62,0 59,3

unter Drogen- / Medikamenteneinfluss 3,0 3,5

unter Alkohol- / Drogen- / Medikamenteneinfluss 6,0 5,9

kein Einfluss / unbekannt 29,0 31,3

Einfluss berauschender Mittel

Insgesamt in %

*) ohne Bremen, Brandenburg und Hamburg.

7.1.6 Gegenmaßnahmen

Für beide Berichtszeiträume wurden auch die „dienstlichen Zwangsmittel“ erhoben, die die

angegriffenen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte zur Gegenwehr eingesetzt haben (in

2010 für 11.142 der gemeldeten Fälle Zwangsmittel registriert = 91,1 % bzw. in 2011 für

26.190 der gemeldeten Fälle Zwangsmittel registriert = 94,0 %). Hier dominierte die

Anwendung körperlicher Gewalt mit jeweils 85,0 %, gefolgt von Einsatz von

Reizstoffsprühgeräten mit 12,4 % bzw. 10,5 %. Der Anteil des Einsatzes von Schusswaffen lag

bei 0,4 % bzw. 0,5 % an allen eingesetzten Zwangsmitteln.

7.2 Zusammenfassende Betrachtung

Beim Vergleich des Lagebilds des 2. Halbjahres 2010 mit dem hier vorliegenden Lagebild ist

festzustellen, dass bei der Anzahl der Fälle ein moderater (6%), bei den Opferzahlen ein

deutlicher (27%) und bei der Anzahl der Tatverdächtigen ebenfalls ein moderater Anstieg

(6,5%) zu verzeichnen ist.
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Zentrale Phänomene, Verletzungsgrad sowie Funktionsbereiche der Polizeivollzugsbeamtinnen

und -beamte, Einsatzlagen und -anlässe blieben in ihren Ausprägungen nahezu konstant.

Gleiches gilt für die Geschlechterverteilung der Angreifer und Angegriffenen, sowie für die

Altersstruktur der Tatverdächtigen und ihre Beeinflussung durch berauschende Mittel.

Zusammengefasst bedeutet dies, dass sich – soweit ein Vergleich möglich ist – Taten, Täter-

und Opfermerkmale in beiden Lagebildern annähernd gleich darstellen, die Fall-, Täter- und

Opferzahlen jedoch mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit zugenommen haben.

Grundsätzlich gelten jedoch die eingangs des Kapitels 7 erwähnten Einschränkungen der

Vergleichbakeit, die insbesondere aus der unterschiedlichen Erfassungspraxis (Zeitpunkt,

Phänomene, Qualität) resultieren. Damit muss eine Bewertung unter Vorbehalt und auf der

Basis erkennbarer Tendenzen – sowohl im Hinblick auf weitgehende Übereinstimmungen als

auch relativen Differenzen – erfolgen. Trotz dieser Einschränkungen können die in den beiden

Lagebildern dargestellten Befunde und Ergebnisse als Grundlage für Überlegungen zur

Erweiterung bzw. Optimierung von Präventions- und Schulungsmaßnahmen dienen.
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8 Vergleich mit KfN-Forschungsergebnissen zu „Gewalt gegen Polizeibe-

amte“

Im Frühjahr 2010 führte das Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachen (KfN) mit

verschiedenen Bundesländern eine Befragung von Polizeibeamtinnen und -beamten zu

Gewalterfahrungen im Rahmen der Dienstausübung durch.38 Im Folgenden werden einige

zentrale Ergebnisse des vorliegenden Lageberichtes mit den Erkenntnissen der KfN-Studie

kontrastiert.

8.1 Methodische Vorbemerkung

Bei der Gegenüberstellung der Daten sind einige Einschränkungen zu bedenken:

- Die KfN Befragung berücksichtigt – im Gegensatz zum Lagebild – nicht die Bundesre-

publik Deutschland insgesamt, sondern eine Auswahl von zehn Bundesländern.

- Der Referenzzeitraum der KfN-Studie bezieht sich auf das Jahr 2009, das Bundeslagebild

auf das Jahr 2011.

- Das Lagebild bildet lediglich das Hellfeld der Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen

und -beamte ab, in der KfN-Studie werden auch Delikte aus dem Dunkelfeld berücksich-

tigt.

- Einige im Rahmen des Lagebilds erhobenen Angaben waren nicht Inhalt der KfN-Studie

(z.B. regionale Verteilung, Tatörtlichkeit, detaillierte Angaben zur Gruppe oder zum

Tatmittel, Modus Operandi). Daher können nicht alle im Lagebild gewonnenen Erkennt-

nissen mit den Ergebnissen der KfN-Studie gegenübergestellt werden.

- In der KfN-Studie wurden für detailliertere Angaben zu den viktimisierten Einsatzbeam-

ten, den Situationsmerkmalen sowie den Folgen der Übergriffe explizit Polizeivollzugs-

beamtinnen und -beamte befragt, die wegen einer Gewalttat (im Rahmen ihrer Dienstaus-

übung) für mindestens ein Tag dienstunfähig waren. Damit liegen für einige Merkmale

per se schwerere Delikte zugrunde. Aufgrund dessen und der Tatsache, dass ein Teil der

Fragen zudem nur zum schwersten Übergriff gestellt wurde, bleiben Angaben zur Schwe-

38
S. Kapitel 1.1, Fußnote 1.
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re und den Folgen der Gewalttat sowie den Situationsmerkmalen der Übergriffes bei der

folgenden Gegenüberstellung unberücksichtigt (Ausnahme: eingesetzte Zwangsmittel).39

- Bei den Angaben zu den Tatverdächtigenmerkmalen ist zu berücksichtigen, dass sich

diese in der KfN-Studie auf Selbstangaben der viktimisierten Polizeibeamtinnen und -

beamten beziehen. Das KfN stellt jedoch fest, dass „obgleich es sich um subjektive Ein-

schätzungen handelt, davon auszugehen [ist], dass die Beamten um größtmögliche Objek-

tivität ihrer Angaben bemüht gewesen sein dürften.“ (KfN, 2010b: 15). Nichtsdestotrotz

wird im Folgenden von einer Gegenüberstellung der Angaben zur Herkunft der Tatver-

dächtigen abgesehen, da das Lagebild die Staatsangehörigkeit, die KfN-Studie dagegen

den vermuteten oder festgestellten Migrationshintergrund der Täter erfasst hat.

8.2 Gegenüberstellung der Ergebnisse

8.2.1 Fallmerkmale

Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte sind einem nicht zu vernachlässigbaren Ausmaß an

Gewalthandlungen ausgesetzt.

Wie auch das Bundeslagebild kommt die KfN-Studie zu dem Ergebnis, dass

Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte einem nicht zu vernachlässigbaren Ausmaß an

Gewalthandlungen ausgesetzt sind. Während das Lagebild eine Häufigkeitszahl von 33 und

eine Polizeiopfergefährdungszahl von 19 feststellt40 (und die Belastung damit deutlich höher

liegt als bei Gewalttaten insgesamt, vgl. Kap. 6.5), lag der Anteil durch physische Gewalt

viktimierte Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte in der KfN-Studie deliktabhängig sogar bei

bis zu 61,0 %.

Widerstand gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte stellen den Großteil (etwa 62,0 %)

der registrierten Gewalttaten gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte dar, gefolgt von

vorsätzlich leichter (22,2 %) und gefährlicher (5,9 %) Körperverletzung.

39 Es sei darüber hinaus darauf hingewiesen, dass in der KfN Befragung – insbesondere vor dem Hintergrund der moderaten

Rücklaufquote von 25,1% - ein gewisser Selektionsprozess bei der Teilnahmebereitschaft bedacht werden sollte. Dieser könnte

zu einer zusätzlichen Verzerrung hin zu schweren Delikten geführt haben (da möglicherweise eher schwerwiegend viktimierte

Personen ein Interesse an dieser Befragung gehabt haben könnten).

40 Anders als in der PKS wurde die Belastungszahl hier jeweils auf 100 Einwohner bzw. 100 Polizeivollzugsbeamte berechnet.
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Obwohl die KfN-Studie lediglich die Deliktsformen erhoben hat, gemäß derer der Täter

verurteilt worden ist41 (Mehrfachnennungen möglich), zeigt sich ein mit dem Lagebericht

vergleichbarer Trend: die Mehrzahl der Täter (etwa 84,0 %) werden (auch) wegen Widerstand

gegen Vollstreckungsbeamte verurteilt, gefolgt von leichter und schwerer Körperverletzung.

Dabei werden allerdings „lediglich“ 21,0 % der Täter ausschließlich wegen Widerstand gegen

Vollstreckungsbeamte verurteilt.

Die Mehrzahl der Tathandlungen steht im Zusammenhang mit Einsatzlagen des täglichen

Dienstes.

Obwohl die Erhebungskategorien für das Bundeslagebild nicht direkt mit denen der KfN-

Studie vergleichbar sind (Festnahme/[versuchte] Straftaten, Streit innerhalb und außerhalb der

Familie, Störung der öffentlichen Ordnung, Verkehr, Demonstrationen, Veranstaltungen,

Kontrolle, Streifendienst), lassen auch die Daten der KfN-Studie erkennen, dass ein Großteil

der Übergriffe im Rahmen von Einsatzlagen des täglichen Dienstes stattfinden: Rund 70 %

aller berichteten Gewalttaten fanden bei Festnahmen, Streitigkeiten, Störungen der öffentlichen

Ordnung oder im Verkehr statt.

8.2.2 Geschädigtenmerkmale

Ein Großteil aller registrierten Geschädigten (84,2 %) war männlichen Geschlechts und im

Streifendienst (81,5 %) tätig.

Vergleichbar mit dem Lagebild waren in der KfN-Studie 86,3 % aller geschädigten

Polizeivollzugsbeamten männlichen Geschlechts. Während allerdings im Lagebild bei den

Funktionsbereichen zwischen „Streifendienst“ und „Einsatzeinheit“ unterschieden wird,

differenziert die KfN-Studie zwischen den Kategorien „Einsatz- und Streifendienst“ und

„besonderer Einsatzeinheit“. Aufgrund dessen sind die Ergebnisse nicht direkt miteinander

vergleichbar. Dennoch lässt sich feststellen, dass in der KfN-Studie – da insgesamt „nur“

71,0 % aller befragten Opfer im Einsatz- und Streifendienst tätig waren – der Anteil von

Streifendienstbeamte an den Gesamtgeschädigten offenbar unter dem Anteil im Lagebild liegt.

41 Aus dem Grund wird auch bei der Ergebnisdarstellung der KfN-Studie von „Tätern“ berichtet, beim Lagebild hingegen von

„Tatverdächtigen“.
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8.2.3 Tatverdächtigenmerkmale

Ein Großteil aller ermittelter Tatverdächtigen (87,0 %) war männlichen Geschlechts und zu

drei Viertel (75,1 %) über 21 Jahre alt. Im Vergleich zur Gewaltkriminalität insgesamt waren

Tatverdächtige unter 18 Jahre mit 7,6 % deutlich unterrepräsentiert, heranwachsender Tatver-

dächtige mit 17,3 % minimal überrepräsentiert.

Wie im Lagebild kommt auch die KfN-Studie zu dem Ergebnis, dass es sich bei einer großen

Mehrheit um männliche Täter (93,0 %) handelte. Mit 65,0 % lag der Anteil erwachsener Täter

in der KfN-Studie jedoch deutlich unter demjenigen im Lagebild.

Altersverteilung von Tatverdächtigen im Vergleich Lagebild, KfN und PKS

T23

Lagebild KFN-Studie

Gewaltkriminalität

(PKS-Schlüssel:
892000)

2011 2009 2011

Kinder / Jugendliche (< 18 J.) 7,6 11,0 21,8

Heranwachsende (18 - 21 J.) 17,3 24,2 16,1

Erwachsene >= 21 J. 75,1 64,8 62,1

Tatverdächtige in %

Altersgruppen

Jüngerer Täter unter 18 Jahre wiesen in der KfN-Studie mit 11,0 % ebenfalls einen deutlich

geringeren Anteil auf als laut PKS bei Gewaltkriminalität insgesamt, allerdings mit einer

deutlich geringeren Differenz als im Lagebild. Heranwachsende Täter wurden in der KfN-

Studie mit 24,2 % häufiger – sowohl im Vergleich zum Lagebild als auch zur PKS –

festgestellt.

Ein Großteil aller Tatverdächtiger (59,3 %) stand bei der Tatausübung erkennbar unter Alko-

holeinfluss. Der Anteil liegt damit deutlich höher als bei Gewaltkriminalität insgesamt

(32,0 %).

Wie auch im Lagebild standen laut KfN-Studie insgesamt 61,0 % aller Täter (unter anderem)

unter Alkoholeinfluss. Es zeigt sich somit auch hier ein im Vergleich zur Gewaltkriminalität

insgesamt deutlich höherer Anteil alkoholisierter Täter/Tatverdächtiger.

10,7 % aller Angriffe wurden aus Gruppen (mind. 2 Personen) heraus begangen.

Mit 25,2 % liegt der Anteil der aus Gruppen heraus begangenen Gewalttaten in der KfN-Studie

deutlich höher als im Lagebild.
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Bei einem weit überwiegenden Teil (84,9 %) wurde von den Polizeibeamtinnen und -beamten

körperliche Gewalt als dienstliches Zwangsmittel eingesetzt, gefolgt von Reizstoffsprühgeräten

(10,5 %).

Vergleichbar mit dem Lagebild kommt auch die KfN-Studie zu dem Ergebnis, dass in rund

84,0 % aller Fälle körperliche Zwangsmittel als Reaktion auf Gewalt gegen

Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte eingesetzt worden sind. Mit etwa 29,0 %42 liegt der

Anteil bei der Verwendung von Reizgas jedoch deutlich höher als im Lagebild. Dies dürfte

jedoch in der, der KfN-Studie zugrundeliegenden, Auswahl/Analyse von schwereren Delikten

begründet liegen.

8.3 Zusammenfassende Betrachtung

In der Grundtendenz stimmen die Ergebnisse der Auswertung des Erhebungsrasters in vielerlei

Hinsicht mit den Befunden der vom KfN durchgeführten Befragung von

Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten überein, hinsichtlich des Alters der

Tatverdächtigen und der Angriffe aus Gruppen zeigen sich allerdings deutliche Divergenzen.

Inwieweit diese Abweichungen eine Folge der unterschiedlichen Erhebungsweise darstellen

(Faktor -Subjektivität- bei der Opferbefragung in der KfN-Studie) oder durch Uneinheitlichkeit

und Fehler bei der Erfassung für das Lagebild bedingt sind, kann nicht abschließend beurteilt

werden.

42 Anders als im KfN Bericht wird hier zu Vergleichzwecken der Anteil auf alle viktimisierten Beamten bezogen, nicht nur auf

diejenigen die ein Reizstoffsprühgerät bei sich geführt haben.
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9 Länderinterne Auswertungen 2011

Zum Vergleich sowie zur Ergänzung der bundesweit erhobenen Daten zum Lagebild „Gewalt

gegen Polizeibeamtinnen und –beamte wurde seitens des AK II angeregt, die Ergebnisse

vorhandener Lagebilder in den einzelnen Bundesländern in vorliegenden Bericht einfließen zu

lassen.43 Zur Auswertung lagen die Lagebilder der Länder Baden-Württemberg, Brandenburg,

Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Schleswig-Holstein sowie der Bundespolizei

vor.

9.1 Vergleich der Landeslagebilder mit den Bundesergebnissen

Ein Vergleich der Informationen aus dem Bundeslagebild mit den Landeslagebildern ist auf

Grund unterschiedlicher Erfassungsmodalitäten nur eingeschränkt möglich. So wurden bspw.

die Daten der Bundespolizei bei Eingang erhoben (Eingangsstatistik), während sowohl das

bundesweite Lagebild als auch die PKS Ausgangsstatistiken darstellen. In Teilen wurden die

Delikte gefährlicher Eingriff im Straßenverkehr, Sachbeschädigung sowie Beleidigung

ebenfalls in den Landeslagebildern erfasst, die zwar nicht im bundeseinheitlichen Deliktkatalog

enthalten sind, aber dennoch als gewaltnahe Delikte klassifiziert werden können. An

verschiedenen Stellen wurde darauf hingewiesen, dass – in der Regel dann, wenn Daten aus

Vorgangsbearbeitungssystemen ausgewertet wurden – keine vollständige Erfassung

gewährleistet werden könne, mangelhaftes Eingabeverhalten zu verzeichnen sei und auch

Nacherfassungen erforderlich waren. Insgesamt wird – auch wenn bereits Maßnahmen zur

Verbesserung der Datenqualität durchgeführt wurden – eine unkommentierte Verwendung des

nachstehenden Vergleichs wegen der unterschiedlichen Vorgehensweisen kritisch gesehen.

9.1.1 Zentrale Aussagen

Die zentralen Aussagen der vorliegenden Landeslagebilder sowie des Lagebilds der

Bundespolizei sind vergleichbar mit dem vorliegenden bundesweiten Lagebild „Gewalt gegen

Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte“.

Die Anzahl der erfassten Versuche lag überwiegend unter 10,0 %, erreichte jedoch auch in

einem Bundesland 14,5 %. Bundesweit lag der Anteil der Versuche an den registrierten

Gewalttaten gegen Polizisten bei 13,1 %

43 Vgl. Schreiben des Vorsitzendes des AKII an PR Ziercke, BKA, vom 28.11.2011 sowie UB des AK II VI D 10.1 vom

27.05.2011.
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Zentrale verübte Delikte waren Widerstand und Körperverletzung. Sofern der Deliktskatalog

um weitere Delikte (s.o.) erweitert wurde, war auch „Beleidigung“ von Relevanz (42,7 % bzw.

10,6 %).

Bei der Tatörtlichkeit dominierten „öffentliche Straßen, Wege, Plätze“, oft gefolgt von

Privathäusern, -wohnungen bzw. -grundstücken, genannt wurden aber auch mit 7,0 % bis

14,4 % Polizeidienststellen.

Die Polizeibeamtinnen und -beamten wurden in der Regel in ihrem täglichen Dienst mit der

Gewalt gegen ihre Person konfrontiert. Genannt wurden hier insbesondere Situationen der

Kriminalitätsbekämpfung und verbale Auseinandersetzungen.

Wenngleich im bundesweiten Lagebild der Anteil der Maßnahme „Festnahme/Gewahrsam-

nahme“ mit 1,3 Prozentpunkten vor der „Identitätsfeststellung/Sachverhaltsabkärung“ liegt, so

fiel das Verhältnis in den vorliegenden Landeslagebildern in der Regel mit deutlichem

Unterschied umgekehrt aus. Interessant ist dabei, dass die erstgenannte Maßnahme eine

geringere Eingriffstiefe für den Adressaten bedeutete, aber dennoch zu einer erheblichen

Gegenwehr führte. Ein Land führt aus, dass im Rahmen der dortigen Auswertung der Eindruck

entstanden ist, dass viele Widerstandstäter auch nach ihrer Ingewahrsamnahme nicht aufgaben.

Sowohl die Angreifer als auch die Polizisten in Gegenmaßnahmen agierten mit körperlicher

Gewalt. Genannt wurde auf der Angreiferseite einheitlich das Schlagen mit Hand oder Faust

sowie Treten bzw. „passive Verweigerung“. Sofern Tatmittel eingesetzt wurden, konnten diese

oft nicht konkret benannt werden. Ein Land führte aus, dass dies darauf hindeuten könne, dass

im Fall des Falles alles „Greifbare“ genutzt wurde. In einem Land wurde auch mit einem Anteil

von 20,8 % der genutzten Tatmittel vom Einsatz von KFZ berichtet, ein anderes betonte einen

Anstieg beim Einsatz von Brandsätzen und Pyrotechnik.

Polizeibeamtinnen und -beamte wurden überwiegend Opfer von Widerstand und

Körperverletzung, in Teilen war auch Bedrohung mit einem Anteil von 10,0 % von Bedeutung.

Der Anteil der geschädigten Polizistinnen an allen geschädigten Polizeibeamten lag zwischen

11,8 % und 17,5 %. Ein Land wies explizit darauf hin, dass keine deliktspezifischen

Besonderheiten bezogen auf das Geschlecht der Geschädigten zu verzeichnen seien. Die

geschädigten Polizisten waren weit überwiegend (zwischen 75,2 % und 95,7 % bei einem

bundesweiten Durchschnitt von ca. 81,0 %) während des Angriffs im Streifendienst tätig.
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Die primär besetzte Verletzungskategorie war bundesweit „nicht verletzt“ mit 77,9 %, gefolgt

von „leicht verletzt“ mit etwas mehr als 20,0 %. In den vorliegenden Lagebildern schwankt der

Anteil der nicht verletzten Polizisten zwischen 38,2 % und 83,2 %, der der leicht verletzten

zwischen 16,7 % und 61,1 %.

Bundesweit lag die Zahl der Kalendertage, an denen Polizisten wegen Gewaltangriffen

dienstunfähig waren, bei 23.368. Ein Land, dass einen Vergleich zum Vorjahr ziehen konnte,

führte aus, dass die ermittelte Anzahl der verletzten Polizeibeamtinnen und

-beamten nicht auf einen Anstieg hindeute, auch wenn die Zahl der Fälle, in denen die

verletzten Polizeibeamtinnen und -beamten ihren Dienst nicht fortgesetzt haben, spürbar

gestiegen sei. Im Vergleich zum Vorjahr liegt hier die Gesamtfallzahl auf gleichem Niveau, die

Anzahl der verletzten Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte hat sich deutlich reduziert und

liegt nun im monatlichen Durchschnitt bei 18 (2010: 28). Als Gesamtüberblick wird weiterhin

ausgeführt, dass bei rund 1.000 Fällen pro Jahr sich ein Durchschnitt von rund drei Fällen von

Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte am Tag ergibt. Bei rund 1.300 Einsätzen pro Tag

gemäß der Einsatzstatistik bedeutetet dies, dass es in rund 0,2 % aller Einsätze zu Gewalt gegen

Polizeibeamtinnen und -beamte kommt.

Informationen, inwieweit diese Erkenntnisse auf weitere Länder übertragbar sind, liegen hier

nicht vor.

Die bundesweit registrierten Tatverdächtigen wurden überwiegend wegen Widerstandsdelikten

erfasst. In einem Bundesland, das zusätzlich Fälle der Beleidigung registrierte, lag der Anteil

der Tatverdächtigen, die dieses Delikt verwirklichten, bei 41,9 %. Weibliche Tatverdächtige

waren bundesweit durchschnittlich mit einem Anteil von 13,0 % vertreten. Während hier der

Frauenanteil überproportional bei vorsätzlich leichter Körperverletzung und

Gefangenenbefreiung ausgewiesen wurde, berichtete ein Land, dass der Anteil weiblicher

Tatverdächtiger lediglich bei Landfriedensbruch und Widerstandshandlungen im zweistelligen

Bereich sei.

Die Tatverdächtige waren überwiegend deutsche Staatsangehörige, erwachsen und standen

unter Einfluss berauschender Mittel, insbesondere Alkohol. Ein Land führte dazu aus, dass

insbesondere Bedrohung (68,9 %), Körperverletzung (55,2 %) und Widerstand (53,0 %)

alkoholisiert begangen wurden. Dass der Tatindikator Alkohol an Bedeutung verliert, hob ein

anderes Land hervor. Der Anteil der deutschen Tatverdächtigen schwankte zwischen 63,1 %

und 97,8 %.
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Ergänzt wurden die Auswertungen zu den Tatverdächtigen um Erkenntnisse zu Gruppierungen,

aus denen heraus agiert wurde. Bundesweit dominierten die Gruppierungen mit einer

Gruppengröße von 4 bis 10 Personen. Die in der Regel männlich dominierten Gruppierungen

waren oft bei Eintreffen der Polizei bereits vorhanden, verfügten aber meist über keine feste

Struktur. In einem der vorliegenden Landeslagebilder wurde von einem überwiegenden Anteil

an Fällen des organisierten Zulaufs berichtet. In mehr als 50 % der Fälle standen die

Gruppenmitglieder überwiegend unter Alkoholeinfluss. Die Informationen zu der primären

Altersstruktur in den Gruppen schwankten – festzustellen ist, dass im Vergleich zu Einzeltätern

auch Heran- und Jungerwachsene stark, mitunter stärker als Erwachsene, vertreten waren.

9.1.2 Zusätzliche Informationen aus den Landeslagebildern

In insgesamt vier der vorliegenden Einzel-Lagebilder sind Informationen zum Tatzeitpunkt

enthalten. Die Differenzierung reicht von Monaten bis hin zu Stunden.

Während ein Land berichtete, dass im 2-Jahresvergleich kein gleicher monatlicher

Schwerpunkt erkennbar war, wurde in einem anderen Lagebild als zeitlicher Brennpunkt der

Mai auf Grund konkreter Einsätze (Bhf Heilbronn, Fußballeinsatz Düsseldorf) benannt.

Gewalthandlungen gegenüber Polizeibeamtinnen und -beamten finden am häufigsten am

Wochenende statt, insbesondere am Samstag, gefolgt von Sonntag und Freitag. Die Angaben

zur Tatzeit schwanken leicht und werden mit zwischen 16 Uhr und 1 Uhr, 20 Uhr und 1 Uhr,

22 Uhr und 2 Uhr sowie samstags, 2 Uhr, angegeben. Ein Bundesland stellte zudem ein

erhöhtes Fallaufkommen in der Zeit zwischen 15 und 16 Uhr fest, wenige Fälle hingegen

zwischen 4 Uhr und 12 Uhr. Ein Land ergänzte, dass 64,4 % der dort registrierten Fälle bei

Tageslicht oder guter Beleuchtung stattfanden.

In zwei Bundesländern wurde der Migrationshintergrund erfasst. Demnach hatten

durchschnittlich 13,5 % bzw. 34,2 % der Tatverdächtigen einen Migrationshintergrund, bei

Körperverletzung und Widerstandshandlungen lag der Anteil noch darüber (38,7 % bzw.

37,3 %. Migrationshintergrund). In dem Land mit dem hohen Anteil an Tatverdächtigen mit

Migrationshintergrund dominierten (nach „sonstige Nationalitäten“) als Herkunftsstaaten die

ehemaligen GUS-Staaten mit 31,2 % und die Türkei mit 21,1 %.

Ein Bundesland führte weitere Tatverdächtigenmerkmale aus: 53,9 % der Tatverdächtigen

waren bereits polizeilich in Erscheinung getreten, bei 23,4 % handelte es sich um Intensivtäter

„Gewalt“. 11,5 % der potenziellen Angreifer waren der linken Szene zuzuordnen, 1,6 % der
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rechten und 0,2 % der politisch motivierten Ausländerkriminalität. Ein anderes Land

registrierte, dass 5,9 % der Tatverdächtigen psychische Beeinträchtigungen aufwiesen.

Einzelne Lagebilder wiesen weitere Informationen zu den geschädigten Polizeibeamtinnen und

–beamten aus. Mit einem Anteil von 29,1 % lag das Alter der Geschädigten primär zwischen

26 und 30 Jahren. Die Beamtinnen/Beamten waren zu 29,4 % sechs bis zehn Jahre im

Polizeidienst (Dienstalter) und trugen fast ausschließlich Dienstbekleidung (97,2 %).

Bezogen auf die Schutzkleidung wies ein Land aus, dass 89,3 % der Angegriffenen eine

Schutzweste trug (in einem anderen Land lag der Anteil bei 75,8 %), 2,3 % eine

Körperschutzausstattung und 0,7 % einen Schutzhelm.

Ein Landeslagebild weist als primäre Verletzung mit 40,1 % Verletzung am Arm, gefolgt von

Verletzung am Bein mit 31,8 %, Hämatom mit 30,6 % und Zerrung, Verstauchung, Bänderriss

mit 20,8 % aus.

9.2 Handlungsempfehlungen

Zwei Länder gehen neben der Lagedarstellung auch auf Handlungserfordernisse ein bzw.

stellen die weiteren zum Teil bereits eingeleiteten Schritte dar. Geprüft wurde demnach unter

anderem die Erstellung eines ausführlicheren Lagebilds Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und

-beamte auf Basis der PKS 2012, unter Einbeziehung der Ergebnisse aus der Auswertung der

Erhebungsraster aus dem dortigen Vorgangsbearbeitungssystem und unter Einbindung der

Prävention. Das zweite Land weist darauf hin, dass zur Steigerung der Aussagefähigkeit

zukünftiger Lagebilder auf eine Optimierung der Datenerfassung hinzuwirken sei. Nur so

werde es künftig möglich sein, auf der Grundlage eines differenzierten Lagebilds konkrete

Erfordernisse zur Verbesserung der Eigensicherung von Polizeibeamtinnen und -beamten zu

identifizieren. Daraus ableitend könnte den erkannten Defiziten in z.B. Ausrüstung und

Einsatztaktik durch Aus- und Fortbildung oder Anpassung der Ausrüstung wirkungsvoll

begegnet werden.

9.3 Zusammenfassende Betrachtung

Durch die zusätzliche Auswertung der vorliegenden Landeslagebilder bestätigte sich einerseits

das bisherige Bild, auch wenn in Teilen eine andere oder umfangreichere Datenbasis zugrunde

lag, andererseits konnten zusätzliche Informationen gewonnen werden, die insbesondere für die

Ableitung von Handlungsempfehlungen Relevanz entfalten könnten. Wichtig ist an dieser

Stelle jedoch erneut der Hinweis, dass es auch zu Fehlerfassungen kam bzw. nicht zu allen
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Fällen umfangreiche Informationen vorlagen, so dass die Daten insgesamt einer differenzierten

Betrachtung zu unterziehen sind. Wichtig ist die Betonung länderspezifischer Besonderheiten.

Auch wenn bundesweit ähnliche Ergebnisse zu konstatieren sind, so dürften sich bspw. auch

aus regionalen und räumlichen Aspekten sowie auf Grund unterschiedlicher Tatgelegenheiten

und Täterstrukturen differierende Situationen ergeben, die in unterschiedliche

kriminalpolitischen Reaktionen münden könnten. Somit erscheint neben einem bundesweiten

Überblick auch immer eine differenzierte regionale Betrachtung der Kriminalitätswirklichkeit

in dem Kontext angezeigt. Aus Vergleichsgründen bietet sich hier eine Erhebung entsprechend

der Kriterien der PKS-Erfassung an, die ggf. individuell durch ländereigene Kriterien ergänzt

wird. Zu berücksichtigen ist gleichwohl die Problematik einer Doppelerfassung bei der

Notwendigkeit der Bestückung von PKS und Vorgangsbearbeitungssystemen. Dennoch kann

mittels dieser Vorgehensweise sowohl eine Zusammenführung über die PKS bundesweit

erfolgen als auch länderinternen Erkenntnisbedürfnissen Rechnung getragen werden.
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10 Ergebniszusammenfassung / Gesamtbetrachtung

10.1 Kernergebnisse des Lagebilds

Die Registrierung von bundesweit 27.850 Fällen (davon 3.655 Versuche) von Delikten,

entsprechend einer Häufigkeitszahl von 34, bezeugt ein nicht vernachlässigbares Ausmaß an

Gewalthandlungen gegenüber der Polizei. Quantitativ handelte es sich um weniger schwere

Delikte insbesondere Widerstand gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte (61,7 %)

sowie vorsätzlich leichte Körperverletzung (22,2 %). Schwere und schwerste Gewaltdelikte wie

versuchter Mord bzw. versuchter Totschlag waren deutlich in der Minderzahl (zusammen 35

Fälle entsprechend 0,126 %).

Im Jahr 2011 wurden insgesamt 52.556 Polizeibeamtinnen und -beamte Opfer einer Gewalttat.

Markante deliktsspezifische Besonderheiten in Bezug auf die Geschlechter waren nicht

festzustellen. Betroffen von Angriffen waren vor allem Polizistinnen und Polizisten im

Streifendienst (ca. 81,5 %). Ungefähr ein Fünftel von ihnen (11.219) erlitt leichte, 298

Polizeibeamtinnen und -beamte auch schwere Verletzungen. Folge der Verletzungen waren

23.368 Kalendertage Dienstausfall. Die vorliegenden Angaben zu den jeweiligen

Verletzungsumständen bei den Schwerverletzten machen deutlich, dass nicht immer ein Delikt

der gefährlichen Körperverletzung, sondern mehrheitlich Delikte der einfachen

Körperverletzung zu schweren Verletzungen geführt haben. Dieser Aspekt sollte bei

Präventionsmaßnahmen berücksichtigt werden.

Die Daten zeigen, dass die Mehrzahl der Tathandlungen im Zusammenhang mit Einsatzlagen

des täglichen Dienstes geschehen, d. h. wenn im Rahmen der verbalen oder tätlichen

Auseinandersetzung (ca. 20 %), der Kriminalitätsbekämpfung (ca. 16 %), der Präsenzstreife

(ca. 6 %) und bei Einsätzen in Fällen häuslicher Gewalt (ca. 5 %) freiheitsentziehende

Maßnahmen oder Identitätsfeststellungen vorgenommen werden. Besondere Einsatzlagen wie

z.B. Versammlungen/Demonstrationen oder Fußballspiele sind zahlenmäßig von geringer

Bedeutung (insgesamt 5.629 von 27.861 Fällen). Bei beiden Einsatzlagen ist jedoch

festzustellen, dass die sogenannten „sonstigen“ Einsatzanlässe überwiegen (2.449 von 5.629

bzw. 5.723 von 22.232). Die vorliegenden Lagedaten enthalten hier keine ergänzenden

Informationen. Übergriffe fanden in der Regel auf öffentlichen Straßen, Wegen oder Plätzen

(ca. 46 %) oder auf Privatgelände einschließlich Privatwohnungen (ca. 19 %) statt, selten im

Umfeld von Sportstätten (ca. 1,5 %) oder sonstigen Veranstaltungsorten (ca. 2 %).
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Ein Großteil aller ermittelten 28.432 Tatverdächtigen war männlichen Geschlechts (ca. 87 %)

und zu drei Viertel (ca. 75 %) im Erwachsenenalter. Weniger als ein Viertel (5.473) waren

nichtdeutsche Tatverdächtige. Unter Alkoholeinwirkung standen 16.791 (ca. 59 %)

Tatverdächtige, 1.004 (ca. 3,5 %) unter Drogen- bzw. Medikamenteneinfluss und 1.665 (ca.

6 %) unter Alkohol- und Drogen-/Medikamenteneinfluss.

Neben den nicht näher definierten „sonstigen“ Tathandlungen (9.133) waren vor allem das

Schlagen mit Hand oder Faust (9.965) und das Treten (7.734) die häufigsten Vorgehensweisen

der Täter. Die wenigsten nutzten Gegenstände und Waffen; in diesen Fällen dominierten

eingesetzte Wurfgegenstände (524), Kfz (255) sowie Hieb- und Stichwaffen (137).

Dementsprechend reagierten auch die angegriffenen Polizeibeamtinnen und -beamten ganz

überwiegend mit einfacher körperlicher Gewalt (ca. 85 %), griffen in ca. 10,5 % der Fälle auch

zu Reizstoffsprühgeräten, aber nur sehr selten zu anderen polizeilichen Zwangsmitteln wie dem

Schlagstock, dem Diensthund oder der Schusswaffe.

Insbesondere zur Einschätzung polizeilicher Maßnahmen im Rahmen geschlossener Einsätze

wurden erstmals für das Lagebild Angriffe aus Gruppen erhoben. In lediglich 2.986 Fällen

(10,7 % aller Angriffe) wurden Angaben zur Gruppengröße, aus der die Straftat heraus

begangen wurde, gemacht. Am häufigsten (859 Fälle) waren Polizeibeamtinnen und -beamte

mit einer Gruppengröße zwischen vier und zehn Personen konfrontiert. Bei 2.313 der

registrierten Gruppen bestand der überwiegende Teil der Gruppenmitglieder aus Personen

deutscher Nationalität, bei 546 Gruppen aus Personen nichtdeutscher Nationalität. In 2.216

Fällen war die Gruppe beim Eintreffen bereits gegenwärtig, in 463 Fällen bildete sie sich

spontan. In 285 Fällen kam es zu einem organisierten Zulauf. 1.595 Gruppen wurden als

überwiegend alkoholisiert erfasst. Angesichts des damit verbundenen Eskalationspotentials und

der erhöhten Schwierigkeiten in der Einsatzbewältigung ist auf die Entwicklung dieser Fälle ein

besonderes Augenmerk zu richten.

10.2 Bewertung der Aussagekraft

Die Auswertung zu 27.850 Fällen, 52.556 Geschädigten und 28.324 Tatverdächtigen erlaubt

einen belastbaren Einblick in die Lage zur „Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte“ und

bietet Raum für Denk- und Planungsansätze. Die vorliegendenden Daten ergeben ein nicht zu

vernachlässigendes Bedrohungspotenzial, dem die Polizeibeamtinnen und -beamten in der

Bundesrepublik entgegenstehen. Die Ausgestaltung und Bedeutung des Phänomens wird durch

die einbezogenen Erkenntnisse der KfN-Studie, der Landeslagebilder sowie der Entwicklung
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seit dem 2. Halbjahr 2010 belegt. Auch wenn sich in der PKS seit 2009 ein Rückgang des

„Widerstand gegen die Staatsgewalt“ abzeichnet – der lediglich einen Teilaspekt im

Gesamtkontext einnimmt –, erfasst die PKS für 2011 4.080 Fälle des „Widerstand gegen

Polizeivollzugsbeamte“ mehr als das Lagebild (17.770).

Insgesamt – auch unter Berücksichtigung der quantitativen und inhaltlichen Defizite - sollte das

Lagebild eine ausreichende Datenbasis darstellen, um weitergehende Schlüsse zur Optimierung

der Eigensicherung von Polizeibeamtinnen und -beamten sowie zu Einsatztaktik und

Ausrüstung, abzuleiten. Die in den Kapitel 3.1, 4.1, 5.1 genannten Unplausibilitäten enstanden

durch Erfassungsfehler und zu grobgliedrige Kategorien. Hinsichtlich der Datenqualität bietet

sich eine Erhebung entsprechend der neuen Erfassungsmöglichkeiten in der PKS an (siehe

Kap. 6), die gegebenenfalls individuell durch ländereigene Kriterien und regionale

Dunkelfeldanalysen, die die Länderspezifiken mit berücksichtigen können, ergänzt wird.


